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Friedhelm Kitzig

Guten Morgen meine Damen und Herren,

wieder einmal darf ich als Gastgeber und Mit-
veranstalter Sie ganz herzlich zur nunmehr 9. 
Kooperationsveranstaltung des Fachverbandes 
Qualifizierte stationäre Akutbehandlung Dro-
genabhängiger und der LVR-Koordinationsstelle 
Sucht hier in Köln begrüßen. 

Im Kreis der Veranstalter fehlen in diesem Jahr 
die Suchtreferent*innen der Freien Wohlfahrts-
pflege; personelle Veränderungen innerhalb der 
Freien Wohlfahrtspflege führten dazu, dass der 
nahtlose Anschluss an die Tradition dieser Ver-
anstaltungsreihe - an die über Jahre gewachsene 
Kooperation - zu unserem Bedauern noch nicht 
gelungen ist.

Von daher zeichnen dieses Jahr die beiden oben 
genannten Kooperationspartner allein verant-
wortlich für die heutige Tagung. Ich begrüße 
daher herzlich Herrn Dr. Thomas Kuhlmann 
als Vorsitzender des Fachverbandes und Frau  
Gerda Schmieder von der LVR-Koordinationsstel-
le Sucht.

Begrüßen möchte ich ebenfalls herzlich die Lei-
terin der Abteilung AIDS, Sucht und Drogen des 
Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
des Landes NRW, Frau Dr. Sandra Dybowski.

Besonders freuen wir uns über das Interesse 
der politischen Vertretung des Landschaftsver-
bandes Rheinland und deshalb möchte ich Frau  
Helga Loepp, Herrn Willi Bündgens und Herrn Dr. 
Martin Schoser als Mitglieder der Landschafts-
versammlung willkommen heißen.

Meine Damen und Herren,

Sie und ich - wir haben heute Morgen alle unsere 
Wohnung verlassen und uns auf den Weg hierher 
gemacht - eine Handlung von unhinterfragter 
Selbstverständlichkeit, wahrscheinlich ohne Ge-
danken darüber, welchen Wert das Vorhanden-

sein einer eigenen, ausreichend großen, sicheren 
und warmen Wohnung hat. Es ist nicht einfach 
nur ein Verlassen und Wiederkehren an einen Ort, 
der einem vertraut ist. Die Publikation „Zur Ge-
schichte des Wohnens“ liefert folgende Charak-
terisierung:

„Als dritte Haut werden die eigenen vier Wände 
oft liebevoll betitelt. Die menschliche Behausung, 
sie ist weit mehr als ein Schutz vor der Witterung. 
Sie schenkt ein Gefühl von Geborgenheit, erfüllt 
den Geschmack der Bewohner, offenbart manch-
mal Träume und Sehnsüchte, dient Repräsenta-
tionsabsichten, und sie wirkt zurück auf das Le-
bensgefühl, heute wie gestern“ (Zur Geschichte 
des Wohnens/Monumente online 2005).
In seinem Buch „Die dritte Haut – Psychoanalyse 
des Wohnens“ äußert sich Dieter Funke dahin-
gehend, dass die Metapher von der dritten Haut 
auf ein körpernahes Verständnis des Wohnens 
hinweise. Die erste Haut erweitert sich mit der 
Kleidung - unserer zweiten Haut -  zu Wänden, 
Decken und Böden in einen Raum der Kultur. 
Baustile, Häuser, Wohnungen dienen dem Aus-
druck unserer psychischen Grundbedürfnisse:

„Die Art des Wohnens beeinflusst unser seeli-
sches Wohlbefinden, das wir durch Öffnen und 
Schließen, Weggehen und Wiederkommen, Sam-
meln und Entrümpeln regulieren“. 

Damit verweist der Autor auf die Wechselwirkung 
der äußeren Räume und Grenzen mit den inneren 
Räumen und Grenzen, mit der Notwendigkeit und 
den Möglichkeiten, solche zu bilden. Und dort, wo 
die Möglichkeiten nicht gegeben sind, droht die 
äußere wie innere Entgrenzung mit all ihren Fol-
gen.

Wie leben Menschen, die keine Wohnung haben? 
Wie ist ihre Lebenssituation?

Wohnungslosigkeit ist nicht dasselbe wie Obdach-
losigkeit: Wohnungslos zu sein bedeutet nicht 

Begrüßung

Friedhelm Kitzig
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zwingend, auf der Straße – auf der Platte – zu 
leben, sondern keinen vertraglich abgesicherten 
Wohnraum zu haben. 

Aus dem Wohnungsnotfall-Bericht des Sozialmi-
nisteriums NRW (Nordrhein-Westfalen ist bisher 
das einzige Land in der Bundesrepublik, das re-
gelmäßig eigene Zahlen zur Wohnungslosigkeit 
erhebt) geht hervor, dass 32.300 Menschen in 
NRW zum Stichtag 30. Juni 2017 wohnungslos ge-
meldet waren, dies bedeutet ein nahezu 30%iger 
Anstieg gegenüber dem Vorjahr. Besonders tra-
gisch in meinen Augen ist dabei, dass jeder siebte 
wohnungslose Mensch minderjährig ist. 

Der 1. systematischen Lebenslagenuntersu-
chung wohnungsloser Menschen – einer Studie 
der Alice Salomol Hochschule Berlin (ASH) in 
Kooperation mit dem Evangelischen Bundes-
fachverband Existenzsicherung und Teilhabe e. V. 
(EBET) e. V. – von September 2018 ist zu entneh-
men, dass von 1135 befragten Wohnungslosen  
14% auf der Straße leben, in Zelten oder Abriss-
häusern. 

12% übernachten in Notunterkünften, die mor-
gens verlassen werden müssen. Die übrigen fin-
den ein Obdach bei Freunden, Bekannten oder 
leben in einer Pension oder einem Wohnheim. 

Der genannten Studie ist zu entnehmen, dass 
fast 20% der auf der Straße Lebenden in einer 
sehr schlechten Lebenslage sind, 55% in einer 
schlechten. In Wohnheimen sind es 15% und  
6% in Betreuten Wohngemeinschaften, die sich in 
einer sehr schlechten oder schlechten Lebensla-
ge befinden.

Die Wohnsituation, der Zugang zu medizinischer 
Versorgung und das Gefühl von Sicherheit als we-
sentliche Faktoren der existentiellen Sicherheit 
sind entscheidend für die gesamte Lebenslage 
von Wohnungslosen: 

Menschen können sich erst Gedanken über ihr 
Leben machen, wenn sie eine sichere Wohnung 
haben, eine sichere Basis, die alleine vielleicht 
eine nicht hinreichende Bedingung, aber eine 
grundlegende Notwendigkeit als Ausgangsbasis 
für die Vorstellung einer eigenen Zukunft und für 
zukunftsorientiertes Handeln ist.  Wer auf der 
Straße lebt, lebt in einem grenzenlosen Zeitstrom 

ohne Möglichkeiten, sich äußere Räume anzueig-
nen, um innere Räume und Grenzen überhaupt zu 
bilden. Unter solch entgrenzten Lebensbedingun-
gen wird der Drogenkonsum Bestandteil eines 
ziellosen Kampfes ums Überleben wie die tägli-
che Sorge um Wärme, Nahrung und Sicherheit. 
Wie soll hier eine Auseinandersetzung mit dem 
eigenen Drogenkonsum gelingen? Und wozu? Mit 
welchem Ziel, wenn der Kreislauf des Überlebens 
ohne sichere Räume und Grenzen sich selbst ver-
stetigt? 

Wohnungslosigkeit, Obdachlosigkeit, zunehmen-
de Wohnraumprobleme haben also Folgen auf die 
Möglichkeiten einer Lebensgestaltung, Gestal-
tung eines Tagesablaufs, auf das Vorhandensein 
einer noch einigermaßen sinnvoll erlebten Ta-
gesstruktur und auf die Chancen eines Mindest-
maßes an sozialer Teilhabe, was alles eine Vor-
aussetzung ist für eine Alternative zur haltlosen 
vereinzelten Bindung an die Szene.

Bereits im Jahr 2000 hat genau hier in diesem 
Raum auf Wunsch der politischen Gremien des 
Landschaftsverbandes Rheinland schon einmal 
eine Veranstaltung stattgefunden, die sich dem 
Thema „Suchtkrank und Wohnungslos – Sucht-
krankenhilfe und Wohnungslosenhilfe im Dialog“ 
widmete. Ich zitiere aus der Eröffnungsrede – ge-
halten vom damaligen LVR-Dezernenten Rainer 
Kukla: 

„Es wird einem (…) schlagartig klar, dass es in-
nerhalb unserer Gesellschaft eine Gruppe von 
Menschen gibt, bei der weder die existentielle 
noch die gesundheitliche Grundsicherung ge-
währleistet ist. Viele Betroffene sind dabei - auch 
- suchtkrank. Mit diesem Elend darf sich die Ge-
sellschaft nicht einfach abfinden.“

In den LVR-Kliniken, die damals noch Rheinische 
Kliniken hießen, mussten viele der Patient*innen 
nach erfolgreicher Behandlung auf den Suchtsta-
tionen mangels angemessener Alternativen in ein 
ungesichertes Leben auf der Straße entlassen 
werden. 

Ungeklärte Zuständigkeiten, mangelnde Kontak-
te und fehlende Kooperationsstrukturen galten 
als Hauptursache für dieses Dilemma.
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Vieles hat sich seitdem verbessert, Hilfen sind 
vernetzt, Kooperationsvereinbarungen sind abge-
schlossen, Unterstützungsangebote wurden auf-
gebaut und weiterentwickelt.

Und dennoch stehen wir fast 20 Jahre später 
wieder hier und sehen uns einer eher noch ver-
schärften Situation gegenüber.

Gibt es denn Ansätze, diesen Kreislauf zu durch-
brechen?

Zunehmender Wohnungslosigkeit soll der relativ 
neue vielversprechende Ansatz des Housing First 
entgegenwirken. Dieser Ansatz basiert darauf, 
dass obdachlose Menschen vor allem anderen 
eine stabile Unterkunft brauchen und erst dann 
mit kontinuierlich angebotenen Unterstützungs-
leistungen andere Problemlagen und Angelegen-
heiten angegangen werden sollten und können.

Housing First wird in USA und einigen europäi-
schen Ländern erfolgreich vor allem bei Langzeit-
arbeitslosen mit komplexen Lebenslagen einge-
setzt und findet mittlerweile auch in Deutschland 
zunehmend in Bereich der Suchtkrankenhilfe und 
der Hilfen für Wohnungslose Anwendung.

Das wäre vielleicht ein Ansatz. Reicht das? Haben 
wir die Lösung? 

Meine Damen und Herren,
wie kann dem Dilemma von einer wachsenden 
Anzahl wohnungs- und/oder obdachloser Men-
schen bei gleichzeitig wachsendem Mangel an 
bezahlbarem Wohnraum entgegengetreten wer-
den?

Welche Hilfen helfen?

Wir möchten die heutige Veranstaltung dazu nut-
zen, diese und weitere Aspekte und Fragestellun-
gen gemeinsam mit Ihnen und unseren heutigen 
Referent*innen zu diskutieren und Handlungs-
möglichkeiten zur Abhilfe auszuloten. 

Werfen wir also einen Blick in das Tagungspro-
gramm und ich begrüße herzlich: 

■■ Frau Werena Rosenke ist Geschäftsführerin 
der Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungs-
losenhilfe e.V. – herzlichen Dank, dass Sie 
den Weg von Berlin auf sich genommen ha-

ben, um uns mit Ihrem Beitrag die Sicht und 
die Position und die Forderungen der BAG 
Wohnungslosenhilfe darzulegen. 

■■ Frau Gabriele Schmidt vom Ministerium für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW/ Refe-
rat Grundsatzfragen Soziales, Sozialplanung 
und -berichterstattung, Wohnungslosigkeit, 
Armutsbekämpfung sei an dieser Stelle auch 
schon herzlich willkommen geheißen, auch 
wenn Sie erst am Nachmittag zu uns stoßen 
wird. Von ihr werden wir einen Bericht zum 
Thema „Wohnungslosenhilfe in schwierigen 
Zeiten“ hören.

■■ Herr Dr. med. Thomas Kuhlmann übernimmt 
nicht nur die Tagungsmoderation, sondern 
wird uns als Chefarzt der Psychosomatischen 
Klinik Bergisch Gladbach - wie es gute Tradi-
tion ist - wieder an seinen Erfahrungen aus 
dem Klinikalltag teilhaben lassen. 

Und es ist auch gute Tradition, dass Sie alle Ge-
legenheit haben, sich in Arbeitsgruppen intensiv 
über Ihre Praxis, Ihre Probleme und Ihre Erfah-
rungen auszutauschen.

Die Arbeitsgruppen werden unterstützt von 

■■ Frau Claudia Holzknecht vom LWL-Rehabili-
tationszentrum Ruhrgebiet in Dortmund

■■ Herrn Udo Horwat vom Diakoniewerk Duis-
burg GmbH

■■ Frau Dr. Antje Niedersteberg von der LVR-
Klinik Düren

■■ Herrn Dominik Neugebauer von der Jugend- 
und Drogenberatungsstelle des Caritas- 
verbandes Paderborn

■■ Frau Renate Steinert von der LWL-Klinik 
Münster

■■ Herrn Dr. Georg Merker von der Fachklinik 
Meckenheim

Ihnen allen unser Dank und ein herzliches Will-
kommen! 

Und Ihnen wünsche ich nicht nur für heute eine 
erkenntnisreiche Tagung, sondern trotz aller 
Belastungen, die Ihr Arbeitsfeld mit sich bringt, 
Freude am Engagement und Kraft für Ihre 
schwierige Aufgabe!
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Ohne Wohnung auf der Suche nach Wohnraum -  
Empfehlungen der BAG Wohnungslosenhilfe

Werena Rosenke

Nach Schätzung der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Wohnungslosenhilfe (BAG W) steigt die Zahl der 
wohnungslosen Menschen in Deutschland seit 
2009. In der Zahl von 650.000 sind 375.000 Ge-
flüchtete ohne eigene Wohnung erhalten. 

Struktur der Wohnungslosigkeit
Die folgenden Zahlen zur Struktur der Woh-
nungslosigkeit berücksichtigen nicht die woh-
nungslosen Flüchtlinge, da für diese Gruppe der 
Wohnungslosen keine entsprechenden soziode-
mografischen Daten verfügbar sind: 

Ca. 48.000 Menschen leben ohne jede Unterkunft 
auf der Straße. 

Ca. 193.000 (70%) der wohnungslosen Men-
schen sind alleinstehend, 82.000 (30%) leben 
mit Partner*innen und/oder Kindern zusammen.  
Die BAG W schätzt die Zahl der Kinder und min-
derjährigen Jugendlichen auf 8% (22.000), die 
der Erwachsenen auf 92% (253.000). Der Anteil 
der erwachsenen Männer liegt bei 73% (185.000); 
der Frauenanteil liegt bei 27% (68.000) und ist 
seit 2011 um 3% gestiegen. (Alle Angaben je-
weils ohne Berücksichtigung der wohnungslosen 
Flüchtlinge.)

Ca. 15% der Wohnungslosen (ohne Einbe-
zug der wohnungslosen Flüchtlinge) sind EU-
Bürger*innen; das sind ca. 40.000 Menschen. 
Viele dieser Menschen leben ohne jede Unter-
kunft auf der Straße. Vor allem in den Metropo-
len beträgt ihr Anteil an den Personen ohne jede 
Unterkunft auf der Straße bis zu ca. 50%. Wenn 
also die „Straßenobdachlosigkeit“ stark durch 
die EU-Binnenzuwanderung geprägt wird, trifft 
dies für die Wohnungslosigkeit insgesamt nicht 
zu. Gleichwohl hat in den letzten Jahren die Woh-
nungslosigkeit von Menschen aus anderen EU-
Staaten und sogenannten „Drittstaaten“ deutlich 
zugenommen.

BAG Wohnungslosenhilfe 
www.bagw.de
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Ausgrenzung aus

Bestand belegungsgebundener 
Sozialwohnungen in Deutschland

Eigene Berechnung auf Grundlage von Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
(Bundestagsdrucksache 18/885511)
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Seit 1990 gibt es in Deutschland fast 1,7 Millio-
nen Sozialwohnungen weniger, d. h. der Bestand 
ist um fast 60% geschrumpft und liegt in 2017 
bei knapp 1,2 Millionen. Bis 2020 werden weitere 
130.000 Wohnungen aus der Sozialbindung fallen.

Besonders groß ist der Mangel an bezahlbaren 
Kleinwohnungen, dies hat insbesondere in die-
sem Segment zu massiven Mietpreissteigerun-
gen geführt. Insgesamt wird der Bau von 400.000 
Wohnungen im Jahr, davon mindestens 150.000 
preiswerte Wohnungen und Sozialwohnungen für 
nötig gehalten.

Weitere Eckpunkte zur Beschreibung der Lage 
auf den Wohnungsmärkten sind:

■■ Öffentlich geförderter Wohnraum nimmt suk-
zessive ab, auch durch Privatisierung ehe-
mals öffentlicher Wohnungsbestände.

■■ Gentrifizierung

■■ Es fehlen systematische Präventionsmaß- 
nahmen. 

■■ Armut hat sich durch den Niedriglohnsektor 
und atypische Beschäftigungsverhältnisse 
verfestigt.

■■ In vielen städtischen Ballungsräumen haben 
fast 50% der Haushalte einen Anspruch auf 
einen Wohnberechtigungsschein.

■■ Bezieher*innen niedriger Einkommen müs-
sen einen überproportionalen Anteil ihrer 
Einkünfte für das Wohnen ausgeben; die 
durchschnittliche Wohnkostenbelastung 
(Miete, Heizung, Warmwasser, Haushalts-
strom) von Mieterhaushalten liegt bei 30%. 
Aber je nach Einkommenshöhe ergeben sich 
sehr ungleiche Werte: Haushalte in der Min-
destsicherung wenden 44% ihres Einkom-
mens für die Wohnkosten auf, Niedrigeinkom-
mensbeziehende ohne Transferleistungen 
40%. Haushalte außerhalb der Mindestsiche-
rung und des Niedrigeinkommensbereichs 
hingegen wenden im Schnitt 24% ihres Ein-
kommens für die Wohnkosten auf.

Wohnungslosigkeit ist eine extreme Form sozia-
ler Ausgrenzung. Wohnungslose Menschen sind 
nicht nur aus dem Wohnungsmarkt ausgegrenzt, 
sondern auch aus anderen existenziellen Lebens-
bereichen wie: Erwerbsarbeit, Bildung, medizini-
scher Versorgung. Oftmals können sie selbst ihre 
Rechte auf Transferleistungen nicht realisieren, 
leben sozial sehr isoliert und erfahren Stigmati-
sierung, Diskriminierung und Gewalt im öffentli-
chen Raum.

BAG Wohnungslosenhilfe 
www.bagw.de
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Ausgrenzung aus
Wohnungs-
versorgung

Arbeitsmarkt

Bildung 

Ausbildung

Gesundheits-
versorgung

Öffentlichem Raum 

Gesellschaftlicher
Teilhabe

Dimensionen der Ausgrenzung



Wohnraum, Tagesstruktur, Integration - auch für Drogenabhängige?! 11

Werena Rosenke 

Das hat folgenschwere Auswirkungen:

■■ Kein Zugang zu normalen und menschen-
würdigen Wohnungen

■■ Gefahr: menschenunwürdige Notversorgung

■■ Barrieren bei der Gesundheitsversorgung

■■ Hürden bei der Integration in den Arbeits-
markt

■■ U 25-Jährige: Diskriminierungen im und bei 
der Anwendung des Sozialrechts

■■ Besondere Gefährdung wohnungsloser Men-
schen auf der Straße

■■ Häufig fehlendes frauengerechtes Hilfean-
gebot

■■ Erhebliche Zugangsprobleme wohnungslo-
ser Migrant*innen zur Notversorgung und  
zu weitergehenden sozialrechtlichen An-
sprüchen

Diese Dimensionen der Exklusion befördern und 
begründen in individuell unterschiedlichem Aus-
maß Wohnungsnot und Wohnungslosigkeit. So ist 
es notwendig, dass die Menschen in einer Woh-
nungsnotfallsituation auch Hilfen zur Überwin-
dung der sozialen Ausgrenzung in den anderen 
Lebensbereichen erhalten, um die Ursachen von 
Wohnungsnot und Wohnungslosigkeit zu über-
winden. 

Zugleich ist dies ohne eigene Wohnung kaum 
möglich: Denn das Leben in Wohnungslosigkeit 
oder in einem vom Verlust bedrohten Wohnver-
hältnis ist oft zugleich Ursache der anderen Di-
mensionen der Ausgrenzung. 

Deswegen fordert die BAG W eine umfassende 
Nationale Strategie zur Überwindung von Woh-
nungsnot und Armut.

Welche zentralen Handlungsfelder ergeben sich?

Zur Verwirklichung des Rechts auf eine Wohnung 
ergeben sich diese zentralen Handlungsfelder:

■■ Die Ressource Wohnraum: Wohnungen für 
Wohnungslose

■■ Prävention, um Wohnungsverluste zu  
verhindern

BAG Wohnungslosenhilfe 
www.bagw.de
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Auswirkungen auf Menschen in 
Wohnungsnot

 Kein Zugang zu normalen und menschenwürdigen 
Wohnungen

 Gefahr: menschenunwürdige Notversorgung
 Barrieren bei der Gesundheitsversorgung
 Hürden bei der Integration in den Arbeitsmarkt
 U 25-Jährige: Diskriminierungen im und bei der 

Anwendung des Sozialrechts
 Besondere Gefährdung wohnungsloser Menschen auf der 

Straße
 Häufig fehlendes frauengerechtes Hilfeangebot
 Erhebliche Zugangsprobleme wohnungsloser 

MigrantInnen zur Notversorgung und zu weitergehenden 
sozialrechtlichen Ansprüchen
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Nicht nur, aber insbesondere in Zeiten fehlenden 
bezahlbaren Wohnraums sind Präventionsan-
strengungen unverzichtbar: Wer in dieser Situati-
on die Wohnung verliert, wird für lange Zeit ohne 
eigene Wohnung bleiben und die verlorene Woh-
nung wird mit großer Wahrscheinlichkeit auch als 
bezahlbarer Wohnraum abzuschreiben sein.

■■ Unterstützung im Wohnraum, um eine  
Wohnung nachhaltig zu sichern

Die Menschen in einer Wohnungsnotfallsituation 
müssen unterstützende und fördernde soziale 
Hilfen erhalten, um die vielfältig erfahrene soziale 
Exklusion zu überwinden.

■■ Ein menschenwürdiges Notversorgungssys-
tem, wenn trotz aller Bemühungen ein Woh-
nungsverlust nicht verhindert werden kann

Und es muss persönliche Hilfen - auch in der ord-
nungsrechtlichen Unterbringung - zur Wiederer-
langung einer Wohnung geben.

Darüber hinaus lassen sich weitere Handlungs-
felder benennen, die Teil einer Nationalen Strate-
gie zur Überwindung von Wohnungsnot und Woh-
nungslosigkeit sein sollten.

Gesundheitsversorgung und Gesundheitspolitik:

■■ Grundsätzliche Umsteuerung der Gesund-
heitspolitik, um die besonderen Bedarfslagen 
von Menschen in Wohnungsnot und Armut zu 
berücksichtigen

■■ Gemeinsamer Fonds von Kassenärztlicher 
Bundesvereinigung, Gesetzlicher Kranken-
versicherung und öffentlicher Hand, um me-
dizinische Versorgungsprojekte ausreichend 
und nachhaltig zu sichern

■■ Gesundheit ist ein Menschenrecht, deshalb 
müssen Menschen ohne Hinterfragung ihres 
rechtlichen Status behandelt werden können.

Arbeitsförderung und Arbeitsmarktpolitik

■■ Inklusiver Sozialer Arbeitsmarkt

■■ Gesetzliche Verankerung von  
Sozialunternehmen

Schutz vor Gewalt und Vertreibung:

■■ Präventive Maßnahmen zum Schutz vor  
Gewalt und Sicherheit im öffentlichen Raum

■■ Konsequente Strafverfolgung bei Gewalt  
gegen Wohnungslose

■■ Dokumentation von menschenverachtenden 
und rechtsextremen Motiven und Hintergrün-
den von Gewalt 

Doch zurück auf die zentralen wohnungsbezoge-
nen  Handlungsfelder (Seite 11). Welche Hand-
lungsnotwendigkeiten ergeben sich für den Bund? 

BAG Wohnungslosenhilfe 
www.bagw.de
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Wohnungs- und sozialpolitische 
Handlungsnotwendigkeiten

Handlungsebene Bund
 Dauerhafte Beteiligung des Bundes an der sozialen Wohnraumversorgung
 Dauerhafte Sozialbindung
 Neue Gemeinnützigkeit
 Verpflichtende, bundeseinheitliche, geschlechtsdifferenzierte 

Wohnungsnotfallstatistik
 Ausreichender Regelsatz
 Wirksame Mietpreisbremse
 Änderung des Gewerbemietrechts, damit soziale Träger und ihre KlientInnen

und MieterInnen Rechtssicherheit erhalten
 „Heilungsfrist“ bei der Prävention retten
 Übernahme von Schulden für Unterkunft und Heizung auch im SGB II als 

Beihilfe
 Abschaffung der Sanktionen bei den KdU
 BImA: Bund stellt Konversionsliegenschaften und weitere Immobilien verbilligt 

zur Verfügung
 Gezielte Förderprogramme zur Versorgung von Menschen in einer 

Wohnungsnotfallsituation
 Leitlinien für eine menschenwürdige Unterkunft
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Wohnungs- und sozialpolitische Handlungsnot-
wendigkeiten des Bundes und der Länder

■■ Die Beteiligung des Bundes an der sozialen 
Wohnraumversorgung muss dauerhaft erhal-
ten bleiben und gesteigert werden. Es scheint, 
dass die aktuellen Kompensationsmittel des 
Bundes an die Länder in Höhe von 1,5 Mrd. 
€/ Jahr in den Jahren 2020/ 2021 wieder auf 1 
Mrd./ Jahr zurückgefahren werden. 

■■ Notwendig ist die dauerhafte Sozialbindung 
von Wohnraum. 

■■ Um bezahlbaren Wohnraum dauerhaft zur 
Verfügung stellen zu können, ist ein gemein-
nütziger Wohnungsbausektor ein wichtiges 
Instrument. Der Bund müsste den Rahmen 
und die Instrumente für eine neue Gemein-
nützigkeit bei der Wohnraumversorgung 
schaffen.

■■ Durch die Einführung einer gesetzlich ver-
pflichtenden, bundeseinheitlichen ge-
schlechtsdifferenzierten Wohnungsnot-
fallstatistik lässt sich die Wohnungsnot  
natürlich nicht beseitigen, aber auf jeden Fall 
der Wohnraumbedarf und das Ausmaß der 
Wohnungslosigkeit genauer ermitteln. Die 
BAG W hat dazu eine ausführliche Empfeh-
lung erarbeitet, die auch dem Ministerium 
vorliegt. Bei Nachfragen dazu stehe ich gerne 
zur Verfügung. 

■■ Die Armut der unteren Einkommensgruppen 
hat sich verfestigt, u. a. durch die Ausweitung 
des Niedriglohnsektors und der atypischen 
Beschäftigung sowie durch den unzureichen-
den ALG II-Regelsatz. Die Verantwortung für 
einen ausreichenden Regelsatz in der Grund-
sicherung liegt beim Bund.

■■ Ebenfalls beim Bund liegt die Verantwortung 
für eine tatsächlich wirksame Mietpreis-
bremse. 

■■ Änderung des Gewerbemietrechts, sodass 
soziale Träger, die für ihre Klientel Wohn-
raum anmieten, um diesen dann weiterzu-
vermieten, Rechtssicherheit erhalten und ih-
nen nicht einfach grundlos gekündigt werden 
kann.

■■ Bei der Prävention droht die sog. Heilungs-
frist - ein ganz wesentliches Element wegzu-
brechen. In seinem Urteil vom 18. September 
2018 hat der Bundesgerichtshof bestätigt, 
dass eine fristlose Kündigung eines Wohn-
raummietverhältnisses mit einer hilfsweise 
erklärten ordentlichen Kündigung verbunden 
werden kann. Hier müsste m. M. auf Bundes-
ebene geklärt werden, welche gesetzlichen 
Möglichkeiten es gibt, die Heilungsfrist zu 
retten.

■■ Bei der Übernahme von Schulden für Un-
terkunft und Heizung sollte – wie im 
Sozialgesetzbuch XII - auch im Sozi-
algesetzbuch II die Möglichkeit einer Leis-
tungsgewährung als Beihilfe vorgesehen 
 werden.	

■■ Keine Sanktionierung bei den Kosten von 
Unterkunft und Heizung, dies ist besonders 
wichtig bei den unter 25-Jährigen, die ja im-
mer noch einem verschärften Sanktionsre-
gime unterliegen.

■■ Städtischen Wohnungsbaugesellschaften, 
Genossenschaften, Organisationen und 
Initiativen, die langfristig gebundenen 
Wohnraum schaffen, sollte vorrangig der 
Erwerb von Grundstücken der Bundesan-
stalt für Immobilienaufgaben (BimA) und  
der Liegenschaftsverwaltungen der Län-
der ermöglicht werden - zu Preisen, die 
 dann den Bau öffentlich geförderter und  be-
zahlbarer Wohnungen erlauben.  Also Schluss 
mit dem Höchstbietverfahren.

■■ Innenministerkonferenz entwickelt Leitlinien 
für eine menschenwürdige Unterbringung 
wohnungsloser Menschen. Dies könnten Eck-
punkte solcher Leitlinien sein.
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Neben diesen allgemeinen Maßnahmen können 
Bund und Länder mit gezielten Förderprogram-
men zur Versorgung von Menschen in einer Woh-
nungsnotfallsituation Maßnahmen auf lokaler 
Ebene wirksam flankieren. 

Die BAG W fordert deshalb: 

■■ Ein Förderprogramm zum Aufbau von kom-
munalen Fachstellen zur Verhinderung von 
Wohnungsverlusten unter Beteiligung der 
Dienste der Freien Wohlfahrtspflege mit 
Schwerpunkt im ländlichen Raum. Das Pro-
gramm sollte ein Volumen von insgesamt 50 
Mio. Euro und eine Laufzeit von vier Jahren 
umfassen.

■■ Das Förderprogramm »Pro Wohnen« (Um-
fang: 40 Mio. Euro, Laufzeit: vier Jahre) soll 
Netzwerke von privaten Vermieter*innen 
oder Wohnungsunternehmen mit Kommu-
nen und freien Trägern zur Prävention von 
Wohnungsverlusten und zur Erschließung 
von Wohnraum für Wohnungslose im privaten 

Vermietermarkt und in der Wohnungswirt-
schaft fördern. Wichtig auch bei der Krisenin-
tervention zum Wohnungserhalt. Kriseninter-
vention wird oft von freien Trägern geleistet, 
jedoch zum Zeitpunkt einer solchen Interven-
tion ist die Finanzierung des Angebotes oft 
nicht gesichert.

■■ Das Förderprogramm »Von der Straße in die 
Wohnung« (Umfang: 10 Mio. Euro, Laufzeit: 
vier Jahre) soll wohnungslose Menschen, 
auch langzeitwohnungslose Menschen auf 
der Straße, durch aufsuchende Hilfen auf 
der Straße, Akquise von Immobilien für diese 
Menschen und wohnbegleitende Hilfen för-
dern.

Letztlich steht jede Kommune in der Verantwor-
tung für die Wohnungsversorgung aller ihrer 
Bürger*innen.

Ein Wohnraumversorgungskonzept auf kom-
munaler bzw. regionaler oder Kreisebene muss 
alle genannten Handlungsfelder umfassen sowie 
alle in diesen Handlungsfeldern aktiven Akteure 
einbinden. Die freiverbandlichen Hilfen in Woh-
nungsnotfällen müssen sich auf kommunalpoliti-
scher Ebene in die Wohnungspolitik einmischen, 
um solche Konzepte mit zu entwickeln.

Wichtiger Partner der Kommune bei der Sicher-
stellung der Ressource Wohnraum ist die kom-
munale Wohnungsbaugesellschaft. Wie groß die 
Handlungsmöglichkeiten der kommunalen Woh-
nungsbaugesellschaft sind, ist eine politische 
Entscheidung der Kommune. 

BAG Wohnungslosenhilfe 
www.bagw.de
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Förderprogramme zur Versorgung 
von Menschen in einer 
Wohnungsnotfallsituation

 Förderprogramm  „Prävention“ zum Aufbau kommunaler 
Fachstellen zur Verhinderung von Wohnungsverlusten

 Förderprogramm „Pro Wohnen“ zur Unterstützung von 
Netzwerken privater Vermieter/Wohnungsunternehmen mit 
Kommunen und freien Trägern zur Prävention und zur 
Erschließung von Wohnraum für Wohnungslose

 Förderprogramm „Von der Straße in die Wohnung“: 
 aufsuchende Hilfen für Wohnungslose auf der Straße
 Akquirierung von Immobilien für diesen Personenkreis
 wohnbegleitenden Hilfen 

BAG Wohnungslosenhilfe 
www.bagw.de
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Menschenwürdiges Notversorgungssystem

Keine Verfestigung der Wohnungslosigkeit in der Unterkunft
Sicherheit gewährleisten: 
Geschlechtsgetrennte Unterbringung
Personalpräsenz 24 Stunden
Geschulte Hausbewirtschaftung

Wahrung und Achtung der Privatsphäre:
Unterbringung EZ / abgeschlossene WE f. Familien

Schnellstmögliche Vermittlung in Wohnraum:
Beratende Angebote 

 Anspruch auf ordnungsrechtliche Unterbringung 
unabhängig von der Nationalität und dem Aufenthaltsstatus
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Die Handlungsmöglichkeit bestimmt sich letzt-
lich durch die politische Abwägung zwischen den 
Renditeerwartungen, die die Kommune an »ihr« 
kommunales Wohnungsunternehmen richtet und 
den wohnungs- und sozialpolitischen Verpflich-
tungen, die erfüllt werden sollen.

Kommunale Wohnungsunternehmen sind und 
bleiben ein unverzichtbares Steuerungselement, 
deshalb dürfen sie nicht verkauft werden. 

Aber nicht alle Bürger*innen mit Zugangsschwie-
rigkeiten zum Wohnungsmarkt werden durch das 
kommunale Wohnungsunternehmen versorgt 
werden können. So wird es notwendig werden, 
auch die private Wohnungswirtschaft und private 
Vermieter*innen, direkt oder über ihre Verbän-
de, in ein »Bündnis für bezahlbaren Wohnraum« 
einzubeziehen. Deswegen sind wir als BAG W seit 
knapp vier Jahren im direkten Gespräch mit Haus 
& Grund, um gemeinsame Interessen und Mög-
lichkeiten der besseren Kooperation auszuloten 
und für solche Kooperationen zu werben.

Welche weiteren Handlungsmöglichkeiten der 
Kommune gibt es?

Konzeptionelles Bauen 

Um Anreize für den Bau von bezahlbarem Wohn-
raum zu schaffen, sind Grundstücke nicht nach 
dem Höchstbieterverfahren zu vergeben, sondern 
nach festgelegten Konzeptionen zu verkaufen, 
damit sichergestellt wird, dass der öffentlich ge-
förderte Wohnungsbau qualitativ, attraktiv und 
in ausreichender Zahl errichtet wird und damit 
auch wohnungslosen Menschen zugutekommt, 
die besondere Zugangsschwierigkeiten zum Woh-
nungsmarkt haben.

Umwandlung von ordnungsrechtlichen Unter-
künften in Sozialwohnungen

Damit ist gemeint, die gezielte Umwandlung von 
geeigneten ordnungsrechtlichen Obdachlosen-
siedlungen oder Schlichtwohnungsbeständen in 
einen regulären kommunalen Sozialwohnungs-
bestand mit entsprechendem baulichen Stan-
dard. Vormals ordnungsrechtlich untergebrachte 
Menschen erhalten so eigenen mietvertraglich 
abgesicherten Wohnraum.

Wohnungsaufsichtsgesetz, Zweckentfremdungs-
verordnung, Milieuschutz

Die Gemeinden können gemäß Wohnungsauf-
sichtsgesetz durch Satzung „Gebiete mit erhöh-
tem Wohnungsbedarf festlegen, in denen Wohn-
raum nur mit Genehmigung zweckentfremdet 
werden darf.“  

Zweckentfremdungsverordnungen können ver-
hindern, dass Mietwohnungen, insb. in attraktiven 
Lagen und/ oder Regionen als Ferienwohnungen 
auf den Markt kommen.

Gemeinden können durch Satzung Gebiete be-
zeichnen „in denen zur Erhaltung oder Zusam-
mensetzung der Wohnbevölkerung der Rückbau, 
die Änderung oder die Nutzungsänderung bauli-
cher Anlagen der Genehmigung bedürfen.“ Sol-
che Milieuschutzsatzungen sollten rechtzeitig als 
Instrument zur Eindämmung von Luxussanierun-
gen und der damit einhergehenden Gentrifizie-
rung offensiv genutzt werden.

Richtlinien zur Angemessenheit der Kosten der 
Unterkunft (KdU)

In vielen Kommunen sind Angemessenheitsgren-
zen zu knapp bemessen. Zu niedrig bemessene 
KdU können mittel- und langfristig zu einer Über-
schuldung der einkommensarmen Haushalte 
führen und in der Konsequenz Mietverhältnisse 
gefährden.

Oft ist argumentiert worden, dass zu großzügige 
Angemessenheitsgrenzen bei den KdU zu Mitnah-
meeffekten auf der Vermieterseite führten. Auf 
angespannten Wohnungsmärkten ist die Situation 
wohl anders einzuschätzen: Aufgrund des hohen 
Konkurrenzdrucks wird das Wohnungssegment 
für Menschen, die ALG II bzw. Sozialhilfe bezie-
hen, durch niedrige Angemessenheitsgrenzen 
weiter eingeschränkt und sie geraten deutlich 
schneller in eine Verschuldung bzw. überschrei-
ten die Angemessenheitsgrenze mit der negati-
ven Konsequenz, dass eine eventuell notwendige 
Mietschuldenübernahme zur Verhinderung eines 
Wohnungsverlustes dann nicht mehr möglich ist.
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Die örtlichen Regelungen zur Übernahme der 
KdU und zur Beurteilung ihrer Angemessenheit 
können zugunsten von Menschen in Wohnungsnot 
gestaltet werden, wenn sie entsprechende Rege-
lungen enthalten:

■■ Richtwerte statt Höchstwerte bzw.  
Mietobergrenzen 

■■ Erhöhte KdU-Richtwerte für wohnungslose 
Haushalte 

■■ Die Anforderung die KdU zu senken, zeitlich 
begrenzen: Also, wenn jemand schon Monate 
lang vergeblich nach alternativem Wohnraum 
sucht, sollte man ihn in seiner Wohnung woh-
nen lassen

■■ Die Hürden zur Anerkennung schwerwie-
gender sozialer Gründe im Bereich der U25-
Sonderregelungen zur Anmietung einer Woh-
nung sollten nicht zu hoch sein

■■ Die regelhafte Übernahme von Maklerkosten 
und/ oder Vermittlungskosten bei Obdach- 
und Wohnungslosen

Dies sind Punkte, die wir als BAG W in unserer 
aktuellen Empfehlung „Bezahlbaren Wohnraum 
schaffen, Wohnraum für wohnungslose Men-
schen akquirieren“ ausführlich dargelegt haben.

Zugang zu Wohnraum für Menschen in einer Woh-
nungsnotfallsituation sichern

Der Bau und die Existenz preiswerten Wohnraums 
ist zwar Voraussetzung für die Bekämpfung von 
Wohnungslosigkeit, aber nicht ausreichend. Wir 
fordern deshalb die Kommunen auf, Belegungs-
quoten für wohnungslose Haushalte einzuführen 
und weitere Maßnahmen zu ergreifen, um sicher-
zustellen, dass wohnungslose Haushalte mit ei-
genen Wohnungen versorgt werden.

Kommunen sollten versuchen, Wohnungen für 
Wohnungslose bei privaten Vermieter*innen zu 
akquirieren, aber selbstverständlich auch durch 
Vereinbarungen mit den Unternehmen der Woh-
nungswirtschaft. 

Dafür gibt es bereits diverse Modelle und auch 
gute Praxis, die nachgeahmt werden kann. (Pool-
Management Bielefeld, Geschütztes Marktseg-
ment Berlin, Akquise privaten Wohnraums in KA, 
Koop. Stadtmission Kiel mit Haus & Grund)

Dabei müssen die Vereinbarungen der Kommu-
ne mit der Wohnungswirtschaft so bindend wie 
nötig sein, um den gewünschten Effekt, die Ver-
sorgung von wohnungslosen Menschen bzw. von 
Menschen in einer Wohnungsnotfallsituation, si-
cherzustellen.

Vor Ort muss natürlich immer im Detail unter-
sucht werden, ob die Bestimmungen und die Pra-
xis eines solchen Verbundes (noch) angemessen 
und tauglich sind, insb. in Bezug auf:

■■ die Zahl der beteiligten Unternehmen und die 
von ihnen eingebrachten Wohnungskontin-
gente (Quantität)

■■ die Qualität der Kontingente

■■ die sozialräumliche Verteilung der  
Kontingente

■■ die Definition der Zugangsberechtigten

■■ die Vergabepraxis

Der Wohnraum kann auch durch freie Träger 
selbst geschaffen werden. Als eine Art Ultima Ra-
tio stellt sich diese Aufgabe immer dann, wenn es 
nicht gelingt, Klient*innen in mietvertraglich ab-
gesicherten Wohnraum zu vermitteln. 

Werden freie Träger wohnungswirtschaftlich ak-
tiv, dann sind sie allerdings im besonderen Maße 
zu unterstützen. 

Ein großes Problem, mit dem freie Träger, die 
Wohnraum bauen wollen, konfrontiert sind, dürfte 
die erforderliche Eigenkapitalbasis sein. Nur wenn 
diese gegeben ist, können öffentliche Wohnungs-
baumittel bzw. Hypothekendarlehen in Anspruch 
genommen werden. Darlehen oder Bürgschaften 
von Kirchengemeinden, Wohlfahrtsverbänden, 
Trägern sind deswegen notwendig. 
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Auch die Überlassung eines Baugrundstücks 
durch eben diese oder die Kommune sind eine 
wichtige Unterstützung beim Eigenmittelnach-
weis.

Ähnlich wie der Bau von Wohnraum durch freie 
Träger, ist die Anmietung von Wohnraum durch 
freie Träger eine wichtige Handlungsoption. Sie 
ist quasi ein Instrument, um den Konkurrenz-
nachteil der Klientel durch die Bonität und Ver-
trauenswürdigkeit des freien Trägers auszuglei-
chen.

Wenn ein freier Träger der Wohnungslosenhilfe 
an Klient*innen vermietet, sollten im Verhältnis 
zur/zum Klient*in/ Mieter*in möglichst die Be-
reiche „Vermietung, Mieterberatung“ und „per-
sönliche Hilfen im Wohnraum“ getrennt sein, um 
Rollenkonflikte zu vermeiden.

Handlungsfeld Prävention

Nicht nur, aber insb. in Zeiten fehlenden bezahl-
baren Wohnraums sind Präventionsanstrengun-
gen unverzichtbar.

Neben der Mietschuldenübernahme nach §22 
SGB II und §6 SGB XII kommt bei den Bemühun-
gen zum Wohnungserhalt den Hilfen nach §§67 ff. 
SGB XII große Bedeutung zu. 

In §68 Abs. 1 SGB XII werden explizit die »Maß-
nahmen bei der Erhaltung und Beschaffung einer 
Wohnung« genannt.

Zudem gibt es auch Fallkonstellationen, in de-
nen der Wohnungsverlust nicht allein aufgrund 
von Mietschulden droht. Ich finde der Eisberg ist 
dafür ein gutes Symbol: Nur ein kleiner Teil des 
Eisbergs ist auf den ersten Blick zu sehen.

Ebenfalls sind bei den Interventionen zum Erhalt 
der Wohnung, die in der Phase vor Beginn des 
gerichtlichen Verfahrens einsetzen, die Hilfen zur 
Überwindung besonderer sozialer Schwierigkei-
ten nach §67 SGB XII ein wichtiges Instrument.

Zu den Akteuren bei der Prävention

Die zentrale Fachstelle zur Vermeidung und Be-
hebung von Wohnungslosigkeit sollte die zentrale 
Handlungseinheit bei der Prävention darstellen, 
da dann idealerweise die Kompetenzen für die 
wirtschaftlichen Wohnhilfen (Mietschuldenüber-
nahme), die ordnungsrechtliche Unterbringung 
sowie für die persönlichen Hilfen zur Erhaltung 
von Wohnraum bzw. zur Reintegration in Wohn-
raum gebündelt sind. Besonders wichtig ist, dass 
die zentrale Fachstelle die Wohnungssicherung 
nach SGB II und SGB XII – also für alle Wohnungs-
notfälle – übernimmt.
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Man kann zwischen drei Typen von Fachstellen 
unterscheiden:

■■ Typ I: Die von der Kommune getragene Fach-
stelle kooperiert mit einem freien Träger der 
Hilfen im Wohnungsnotfall bzgl. spezifischer 
sozialer Dienstleistungen und beide Träger 
bleiben organisatorisch getrennt.

■■ Typ II: Die kommunale Fachstelle geht eine 
gemeinsame Trägerschaft mit einem freien 
Träger der Hilfen im Wohnungsnotfall ein,  
d. h. Personal, Finanzen und Organisation 
sind integriert.

■■ Typ III: Ein freier Träger der Hilfen im Woh-
nungsnotfall ist selbst Träger einer Fachstel-
le zur Verhinderung von Wohnungsverlusten 
und kooperiert in Bezug auf nicht-übertrag-
bare hoheitliche Aufgaben bzw. sonstige von 
ihm nicht wahrnehmbare Aufgaben mit dem 
öffentlichen Träger.

Beim Typ III ist es allerdings wichtig, dass die Mit-
teilungen in Zivilsachen [nach §22 Absatz 9 SGB 
II und §36 Absatz 2 SGB XII] in diesen Fachstellen 
einlaufen.

In der Praxis vorherrschend sind Fachstellen in 
kommunaler Trägerschaft, die in unterschiedli-
chem Ausmaß mit freien Trägern der Hilfen im 
Wohnungsnotfall kooperieren.

Weiterer Akteur: Freie Träger der Hilfen im 
Wohnungsnotfall

Freie Träger sind kompetent in der Beratung, Be-
gleitung, Unterstützung und in der aufsuchenden 
Kontaktaufnahme von Menschen in schwierigen 
sozialen Lebenslagen. 

Sie können auch gut Gründe und Auslöser von 
Wohnungsverlusten wahrnehmen, die nicht auf 
Mietschulden zurückzuführen sind.

Beratungsstellen freier Träger von Hilfen im Woh-
nungsnotfall sind oft die ersten Anlaufstellen für 
vom Wohnungsverlust bedrohte Menschen. 

Darüber hinaus haben Hilfen freier Träger wich-
tige Aufgaben bei der nachhaltigen Stabilisierung 
bedrohter Wohnverhältnisse, d. h. Aufgaben, die 
über die akute Krisenintervention zum Erhalt des 
Wohnraums hinausgehen. 

Im Rahmen des Forschungsverbundes »Woh-
nungslosigkeit und Hilfen in Wohnungsnotfäl-
len« waren u. a. persönliche Hilfebedarfe der 
Klient*innen in Fach- und Präventionsstellen er-
mittelt worden. Danach haben nach Einschätzung 
der Fach- und Präventionsstellen zwei Drittel der 
dort anhängigen Haushalte einen über die aktu-
elle Krisenintervention zum Erhalt der Wohnung 
hinausgehenden Hilfebedarf (Schulden, beson-
dere soziale Schwierigkeiten, Sucht, psychische 
Störungen). 

Knapp 40% der Präventionsfälle waren vorher be-
reits ein- oder zweimal in ähnlicher Krisensitua-
tion (ebenda). 

Von den Fachstellen wird also ein Bedarf an auf-
suchenden Hilfen und persönlichen Hilfen im An-
schluss an eine unmittelbare Krisenintervention 
gesehen.

BAG Wohnungslosenhilfe 
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Freie Träger der Hilfen im Wohnungsnotfall

Kompetenzen im Präventionsprozess
Aufsuchende Kontaktaufnahme
Beratung, Begleitung, Unterstützung von 
Menschen in schwierigen sozialen Lebenslagen
Wahrnehmung der Gründe und Auslöser von 
Wohnungsverlusten, die neben Mietschulden 
relevant sind
Nachhaltige Stabilisierung bedrohter 
Wohnverhältnisse nach der akuten 
Krisenintervention (Unterstützung im Wohnraum)

BAG Wohnungslosenhilfe 
www.bagw.de
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Fachstelle unter Beteiligung der 
Wohnungslosenhilfe

1. Kommunale Fachstelle kooperiert mit einem 
Träger der Hilfen im Wohnungsnotfall bei 
spezifischen soz. Dienstleistungen  - die Träger 
bleiben organisatorisch getrennt

2. Gemeinsame Trägerschaft einer Fachstelle
3. Freier Träger ist Träger einer Fachstelle und 

kooperiert in Bezug auf hoheitliche Aufgaben 
und sonstige von ihm nicht wahrnehmbare 
Aufgaben mit dem öffentlichen Träger
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Die kommunalen Fachstellen intervenieren i. d. R. 
bei einer Mietschuldenproblematik. Die Interven-
tion ist dabei i. d. R. nicht aufsuchend (Komm-
Struktur). Persönliche Hilfen können im An-
schluss an die Krisenintervention kaum geleistet 
werden. Diese können und sollten von den freien 
Trägern der Hilfen im Wohnungsnotfall erbracht 
werden. 

Die Phasen des drohenden Wohnungsverlustes
Der drohende Wohnungsverlust ist in der Regel 
ein Prozess, der sich in drei Hauptphasen unter-
teilen lässt, die unterschiedlichen Interventions-
möglichkeiten eröffnen:

Die Details lassen sich hier und jetzt nicht erör-
tern. 

Wichtig sind mir die drei Phasen Grün - Gelb - Rot :

Ich komme nun zu den Voraussetzungen erfolg-
reicher Interventionen zum Erhalt der Wohnung.

■■ Frühe Intervention

●● 	Früher Kontakt zu dem vom Wohnungs-		
verlust bedrohten Haushalt

➝➝ Persönliche Hilfen

➝➝ Arbeit im Quartier

➝➝ Niedrigschwellige Beratungs-	
angebote

●● 	Frühzeitige Ansprache des Vermieters

■■ Nachhaltiger Kontakt zu dem vom Wohnungs-
verlust bedrohten Haushalt

■■ Bündelung der Zuständigkeiten

■■ Enge Kooperation der Akteure
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1. Frühe Intervention

Es lässt sich erkennen, dass eine möglichst er-
folgreiche und kostensparende Intervention zum 
Erhalt von Wohnraum an bestimmte Vorausset-
zungen geknüpft ist. Der Interventionszeitpunkt 
sollte so früh wie möglich sein, d. h. idealerweise 
in der außergerichtlichen Phase, weil:

■■ Mietschulden noch gering sind

■■ keine Kosten für ein gerichtliches Verfahren 
anfallen

■■ daher eine größere Verhandlungsbereitschaft 
des Vermieters vorausgesetzt werden kann

■■ ein »kalter« Wohnungsverlust verhindert 
werden kann, also vermieden werden kann, 
dass der Mieter die Wohnung ohne Kündi-
gung verlässt, weil er glaubt, die Situation 
nicht mehr in den Griff zu bekommen.

Ein früher Interventionszeitpunkt verschafft einen 
deutlich größeren Handlungsspielraum für alle 
Beteiligten. Eine bereits erhobene Räumungskla-
ge nötigt wegen der relativ kurzen Heilungsfrist 
von zwei Monaten quasi zur Mietschuldenüber-
nahme oder zur ordnungsrechtlichen Unterbrin-
gung, wenn der Wohnungsverlust nicht verhindert 
wird.

Nach Erkenntnissen der Studie zur Prävention 
von Wohnungslosigkeit in Nordrhein-Westfalen 
(Busch-Geertsema/ Evers/ Ruhstrat, 2014) findet 
eine frühe Intervention aber in vielen Fällen nicht 
statt: 

Weniger als die Hälfte der Fälle werden in der au-
ßergerichtlichen Phase bekannt, die an sich die 
besten Interventions- und »Heilungs«chancen 
birgt. Gut 40% der Fälle werden nach Eingang 
der Räumungsklage und weitere knapp 14% erst 
nach angesetztem Zwangsräumungstermin be-
kannt (vgl. ebenda, S. 49). 

Um sehr früh im Vorfeld eines eventuellen Woh-
nungsverlustes eingreifen zu können, müssen 
Hilfeangebote den Haushalten, deren Wohnung 
gefährdet ist, bekannt sein. In der Stadt, im Wohn-
quartier muss durch eine gute Öffentlichkeits-
arbeit deutlich werden, welche Stellen in einer 
Wohnungsnotfallsituation angesprochen werden 
können.

Beratungsstellen freier Träger sollten neben den 
Hilfen für wohnungslose Menschen auch explizit 
präventive Hilfen anbieten beispielsweise durch 
aufsuchende präventive Hilfen bei Haushalten, 
die durch postalische Anschreiben nicht frühzei-
tig erreicht werden oder bei denen es keine Be-
nachrichtigung aufgrund einer Räumungsklage 
wegen Mietschulden gibt. Neben der Einzelfall-
beratung, Begleitung, Betreuung etc. gewinnt die 
Quartiersarbeit große Bedeutung, damit betroffe-
ne Haushalte frühzeitig Hilfeangebote wahrneh-
men können. 

Auch die sehr frühzeitige Ansprache des Vermie-
ters ist wichtig. Der private Vermieter sollte sich 
bei anbahnenden Konflikten im Mietverhältnis an 
feststehende Ansprechpartner*innen in der zen-
tralen Fachstelle und/oder der Beratungsstelle 
des freien Trägers der Hilfen im Wohnungsnot-
fall wenden können, die dann verlässlich die Ver-
handlungen zwischen der/des Vermieter*in und 
der/des Mieter*in unterstützend und beratend 
begleiten oder sich um die Einleitung/ Beantra-
gung der Mietschuldenübernahme und/oder die 
Vermittlung anderer flankierender Maßnahmen 
kümmern.

Wendet sich die/der private Vermieter*in an sei-
ne Interessenvertretung, beispielsweise des ört-
lichen Haus & Grund-Verein, dann sollte es eine 
vereinbarte Kooperation zwischen Haus & Grund 
und den Hilfen im Wohnungsnotfall geben, damit 
vor dem Einschalten der/des Anwältin/Anwalts 
und vor Beginn eines gerichtlichen Verfahrens 
ausgelotet werden kann, ob und wie die Wohnung 
erhalten bleiben kann. 

Vermieterverband Haus & Grund und BAG 
Wohnungslosenhilfe starten Initiative gegen 
Wohnungslosigkeit
Kooperation zwischen privaten Vermietern, sozialen Diensten 
und Kommunen stärken
Berlin, 27.09.2016. Der Vermieterverband Haus & Grund Deutschland und 
die BAG Wohnungslosenhilfe, Dachverband der Dienste und 
Einrichtungen der Wohnungsnotfallhilfen in Deutschland, wollen 
gemeinsam die Zusammenarbeit mit den Kommunen stärken, um 
Wohnungslosigkeit bereits im Entstehen zu verhindern.

Initiative Pro Wohnen

BAG Wohnungslosenhilfe 
www.bagw.de
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Seit 2014 arbeiten BAG Wohnungslosenhilfe und 
Haus & Grund Deutschland, der Dachverband der 
privaten Vermieter, zusammen um solche Koope-
rationen vor Ort zu befördern. 

Die zentrale Idee der Kooperation „Pro Wohnen“ 
ist die Bildung örtlicher Kooperationsnetzwerke 
zwischen lokalen Haus- & Grund-Vereinen ei-
nerseits und sozialen Diensten freier Träger der 
Wohnungsnotfallhilfen bzw. der Kommunen an-
dererseits, das Problem der Mietschulden der 
Mieter*innen einerseits und der Mietausfälle bei 
privaten Vermieter*innen zu lösen.

Wohnungsunternehmen, die kein eigenes Sozi-
almanagement unterhalten, sollten in den freien 
Trägern der Hilfen im Wohnungsnotfall verlässli-
che Partner*innen finden, die frühzeitig bei sich 
abzeichnenden Problemen im Mietverhältnis den 
betroffenen Haushalt aufsuchen können, um eine 
Problemanalyse entwickeln und Problemlösun-
gen erarbeiten zu können. 

Im Benchmarking der 16 großen Großstädte ist 
festgestellt worden, dass in den Städten, in denen 
es Vereinbarungen mit der Wohnungswirtschaft 
gibt, weniger Räumungsklagen auftreten, weil 
die Fachstellen bei einer Kündigung eine entspre-
chende Nachricht des Unternehmens bekommen 
und ein frühzeitiger Kontakt zu den betroffenen 
Haushalten hergestellt werden kann (Hollenrie-
der/ König/ Lagler/ Kroll-Pautsch, 2013, S. 54 f). 
Unter Berücksichtigung des Datenschutzes sind 
Vereinbarungen zu treffen, dass beispielsweise 
Unterrichtungen bereits erfolgen, wenn es erste 
Unregelmäßigkeiten bei der Mietzahlung gibt und 
sich Probleme im Wohnumfeld zeigen.

2. Nachhaltiger Kontakt zu dem von Wohnungs-
verlust bedrohten Haushalt

Eine 2. Voraussetzung erfolgreicher Interventi-
on ist der nachhaltige Kontakt zum vom Woh-
nungsverlust bedrohten Haushalt. In der bereits 
erwähnten NRW-Präventionsstudie wird festge-
stellt:

Nur 28% der zuständigen Stellen in den kreisan-
gehörigen und kreisfreien Städten und Gemein-
den nehmen »in der Regel« über Hausbesuche 
Kontakt zu den vom Wohnungsverlust bedrohten 

Haushalten auf, ebenfalls 28% nehmen »nie« ei-
nen Kontakt mittels Hausbesuch auf. »In der Re-
gel« erfolgt eine postalische Kontaktaufnahme. 
Die Beratungsstellen freier Träger können hier 
mit ihrer aufsuchenden Arbeit eine wichtige Rolle 
übernehmen.

3. Bündelung der Zuständigkeiten in der zentra-
len Fachstelle

Die Bündelung der Zuständigkeit in der zentralen 
Fachstelle hatte ich eingangs angesprochen. Die 
Hilfe im Wohnungsnotfall kann sicher effektiver 
werden, wenn zudem festgelegt wird, dass die 
»Mitteilungen über Räumungsklagen« auch dem 
kooperierenden freien Träger der Hilfen im Woh-
nungsnotfall zugehen, damit dieser umgehend 
beratend und unterstützend tätig werden kann. 
Dabei muss der Datenschutz gewährleistet sein. 

Wir sind der Überzeugung, dass die Bearbeitung 
bedrohter Wohnverhältnisse nicht im Jobcen-
ter geschehen sollte. Gegebenenfalls sollte eine 
Übertragung auf eine zentrale Fachstelle passie-
ren. Will man das nicht, muss es sehr verbindli-
che Kooperationsvereinbarungen geben. 

4. Enge und fest vereinbarte Kooperation der Ak-
teure

Es bedarf in jeder Phase einer Kooperation von 
Fachstelle, freien Trägern, Vermieterseite, Job-
centern, die ein zeitnahes Handeln ermöglicht. 
Diese Kooperation sollte so weit wie möglich 
durch Kooperations- und Koordinationsverträge 
zwischen öffentlichen und den jeweiligen freien 
Trägern vereinbart sein. Bestimmungen dafür 
finden sich im §17 Abs. 2 SGB II. 

BAG Wohnungslosenhilfe 
www.bagw.de
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Vertraglicher Rahmen der Kooperation im SGB II

§ 17 SGB II Einrichtungen und Dienste für Leistungen 
zur Eingliederung

(2) Wird die Leistung von einem Dritten erbracht und sind 
im Dritten Buch keine Anforderungen geregelt, denen 
die Leistung entsprechen muss, sind die Träger der 
Leistungen nach diesem Buch zur Vergütung für die 
Leistung nur verpflichtet, wenn mit dem Dritten oder 
seinem Verband eine Vereinbarung insbesondere über 

1. Inhalt, Umfang und Qualität der Leistungen,
2. die Vergütung, die sich aus Pauschalen und Beträgen für 

einzelne Leistungsbereiche zusammensetzen kann, und
3. die Prüfung der Wirtschaftlichkeit und Qualität der Leistungen 

besteht. Die Vereinbarungen müssen den Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Leistungsfähigkeit 
entsprechen.
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Für alle Verträge gilt: Je klarer und eindeutiger 
die Beschreibung der zu übernehmenden Auf-
gaben, desto weniger Probleme und Konflikte in 
der Praxis (vgl. BAG W, 2011). Dieses Prinzip gilt 
auch für Kooperationsvereinbarungen zwischen 
freien Trägern und Wohnungsunternehmen bzw. 
den Vertretungen privater Vermieter, bspw. Haus 
& Grund. 

Handlungsfeld Notversorgungssystem

Unterkünfte sind ein zentrales Element eines 
kommunalen Notversorgungssystems, das sich 
als ein Netz niedrigschwelliger Angebote und Hil-
fen zur Daseinsvorsorge beschreiben lässt. 

Unterkünfte sind eine Mindestversorgung, die 
keinesfalls geeignet ist, eigenen Wohnraum, per-
sönliche weiterführende Hilfen oder präventive 
Hilfen zu ersetzen.

Als eine Mindestversorgung sollte sie keines-
falls zu einem dauerhaften Ersatz für eine eige-
ne Wohnung werden. Bereits 1987 hatte deshalb 
der Deutsche Städtetag als Ziele formuliert (DST, 
1987, S. 22):

■■ Keine Neueinweisungen in Obdachlosenun-
terkünfte 

■■ Sicherung dauerhafter und preiswerter Nor-
malwohnungen für alle Haushalte, die auf in-
stitutionelle Hilfen zur Wohnungsversorgung 
angewiesen sind

■■ Verhinderung weiterer und Abbau bestehen-
der Konzentrationen von Haushalten, die auf 
institutionelle Hilfen zur Wohnungsversor-
gung angewiesen sind 

Da unfreiwillige Obdachlosigkeit die grundgesetz-
lich geschützten Individualrechte gefährdet, hat 
jede Kommune den unabweislichen Auftrag, die-
se Grundrechte zu schützen und entsprechende 
gefahrenabwehrende Maßnahmen zu ergreifen. 
Nach den jeweiligen Polizei- und Ordnungsgeset-
zen der Bundesländer sind die zuständigen Be-
hörden verpflichtet diese Gefahren für die öffent-
liche Sicherheit abzuwehren. 

Wohnungslose Menschen haben also ein Recht 
darauf, von der Kommune, in der sie sich aktu-
ell und tatsächlich aufhalten, mit einer Notun-
terkunft nach Ordnungsrecht versorgt zu wer-
den. Dabei ist es unerheblich, wie lange sich die 
Betroffenen bereits in der Kommune aufhalten. 
Regelungen, die eine Mindestaufenthaltsdauer 
in einer Kommune vorsehen, sind nicht rechtens 
(Ruder, 2015). Da es hier um den Schutz grund-
legender Menschenrechte geht, besteht der An-
spruch auf ordnungsrechtliche Unterbringung 
unabhängig von der Nationalität und dem Aufent-
haltsstatus der Betroffenen (ebenda). 

In einer ordnungsrechtlichen Unterbringung sind 
Konflikte mit einzelnen Bewohner*innen nicht 
auszuschließen. Davon unberührt bleibt die Ver-
sorgungsverpflichtung, die gegebenenfalls Ein-
zelfalllösungen erfordert (BAG W, 2013, S. 5).

In Deutschland gibt es allerdings keine Übersicht 
darüber, welche Kommune ihrer Unterbringungs-
verpflichtung nicht nachkommt. Es existieren we-
der einheitliche oder verbindliche Standards für 
eine ordnungsrechtliche Unterbringung (vgl. Ru-
der/ Bätge, 2008, S. 99 ff; BAG W, 2013) noch eine 
systematische Übersicht über die tatsächliche 
Ausstattung von Notunterkünften für Obdachlose. 
Es ist obergerichtlich lediglich festgestellt wor-
den, dass die Menschenwürde gemäß Art. 1 Abs. 
1 GG zu gewährleisten ist. Der VGH Kassel hat ein 
„zivilisatorisches Minimum“ umschrieben: „ein 
hinreichend großer Raum, der genügend Schutz 
vor Witterungsverhältnissen bietet, wozu im Win-
ter die ausreichende Beheizbarkeit gehört, hy-
gienische Grundanforderungen wie genügende 
sanitäre Anlagen, also eine Waschmöglichkeit 
und ein WC, eine einfache Kochstelle und eine 
notdürftige Möblierung mit mindestens einem 
Bett und einem Schrank bzw. Kommode sowie 
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Vertraglicher Rahmen der Kooperation im SGB XII

§ 5 SGB XII Verhältnis zur freien Wohlfahrtspflege
(5) Die Träger der Sozialhilfe können allgemein an der 

Durchführung ihrer Aufgaben nach diesem Buch die 
Verbände der freien Wohlfahrtspflege beteiligen oder 
ihnen die Durchführung solcher Aufgaben übertragen, 
wenn die Verbände mit der Beteiligung oder Übertragung 
einverstanden sind. Die Träger der Sozialhilfe bleiben den 
Leistungsberechtigten gegenüber verantwortlich.

(6) § 4 Abs. 3 findet entsprechende Anwendung..
((3) Soweit eine Erhebung, Verarbeitung und Nutzung 
personenbezogener Daten erfolgt, ist das Nähere in einer 
Vereinbarung zu regeln.)
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elektrische Beleuchtung.“ Außerdem gehört „zu-
mindest während der warmen Jahreszeit auch ein 
Kühlschrank bzw. die Mitbenutzung zur Mindest-
ausstattung dazu.“ 

Die Ausdeutung des „zivilisatorischen Mini-
mums“ ist außerordentlich heterogen: Durch die 
Rechtsprechung abgesichert ist aber, dass die 
betroffenen Personen die Möglichkeit eines ganz-
tägigen Aufenthalts haben müssen – allerdings 
nicht zwingend in der Übernachtungsstelle. Kon-
kret kann dies bedeuten: Die Menschen in Ge-
meinschaftsunterkünften müssen diese morgens 
verlassen, um dann gegebenenfalls eine Tages-
aufenthaltsstätte aufzusuchen – oder sie suchen 
sich Treffpunkte und Aufenthalte im öffentlichen 
Raum. 

Im Gegenteil: Aus den wenigen vorliegenden Un-
tersuchungen (MAIS, 2017; Ministerium BaWü, 
2015) geht hervor, dass viele Einzelpersonen und 
Haushalte viele Jahre in den Unterkünften ver-
bleiben und sich ihre Wohnungslosigkeit und so-
ziale Ausgrenzung dort verfestigt. Das liegt auch 
daran, dass wohnungslose Menschen in ord-
nungsrechtlicher Unterbringung häufig keinen 
Zugang zu Hilfen nach den §67 ff SGB XII haben. 

Deswegen empfiehlt die BAG W, dass ein  
Integriertes Notversorgungskonzept die „Durch-
lässigkeit zum allgemeinen System sozialer Hil-
fen ermöglichen/muss/…. Dementsprechend 
sind auch parallel zur Notversorgung Beratung, 
Betreuung und Begleitung durch ausreichendes 
Fachpersonal zu gewährleisten, um die von Woh-
nungslosigkeit betroffenen Menschen möglichst 
gezielt über ihre weiteren sozialhilferechtlichen 

Unterstützungsmöglichkeiten aufzuklären und 
eine zeitnahe Vermittlung in eigenen Wohnraum 
bzw. gegebenenfalls weiterführende bedarfsge-
rechte Hilfen sicherzustellen.“

Da es sehr wenige gesetzliche Regelungen zur 
Notunterbringung gibt, hat die BAG W vor eini-
gen Jahren Standards formuliert, die sich an den 
Prinzipien Sicherheit, Privatsphäre, Vermittlung 
in eine eigene Wohnung oder in weiterführende 
Hilfen orientieren:

■■ Sicherheit für die betroffenen Frauen und 
Männer gewährleisten, deswegen eine ge-
schlechtsgetrennte Unterbringung, Perso-
nalpräsenz von 24 Stunden, geschulte Haus-
bewirtschaftung

■■ Weitestgehende Wahrung und Achtung der 
Privatsphäre, deswegen Unterbringung in 
Einzelzimmern bzw. abgeschlossenen Wohn-
einheiten für Familien

■■ Schnellstmögliche Vermittlung in eigenen 
Wohnraum, deswegen Sicherstellung einer 
regelhaften Vermittlung durch beratende 
Angebote von der ordnungsrechtlichen Un-
terbringung in eine eigene Wohnung oder bei 
Bedarf zu weiterführenden Hilfen.

Fazit

„Notunterkünfte für Obdachlose“ haben den 
Charakter einer Katastrophenhilfe: Sie lindern 
die größte Not, schaffen aber keine nachhaltige 
Verbesserung der Situation. Das Leben in Not-
unterkünften trägt zur Verfestigung der Woh-
nungslosigkeit, zur sozialen Ausgrenzung und 
Stigmatisierung bei. Trotzdem ist es notwendig 
dafür zu sorgen, dass alle Menschen, die un-
freiwillig obdachlos sind, Zugang zur ordnungs-
rechtlichen Unterbringung erhalten, um nicht der  
Verelendung der Menschen ganz ohne Unterkunft 
auf der Straße Vorschub zu leisten.

Menschen müssen Möglichkeiten erhalten, wie-
der eine eigene Wohnung zu beziehen.

Ohne Wohnungen für Wohnungslose und ohne ein 
systematisches Präventionssystem in jeder Kom-
mune werden sich Wohnungsnot und Wohnungs-
losigkeit nicht bekämpfen lassen.

BAG Wohnungslosenhilfe 
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Menschenwürdiges Notversorgungssystem

Keine Verfestigung der Wohnungslosigkeit in der 
Unterkunft
Sicherheit gewährleisten: 
Geschlechtsgetrennte Unterbringung
Personalpräsenz 24 Stunden
Geschulte Hausbewirtschaftung

Wahrung und Achtung der Privatsphäre:
Unterbringung EZ / abgeschlossene WE f. 
Familien

Schnellstmögliche Vermittlung in Wohnraum:
Beratende Angebote 
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Problemlagen wohnungsloser Menschen in NRW –  
Aktionsprogramm „Hilfen in Wohnungsnotfällen“  

Gabriele Schmidt

Einführung

Sehr geehrte Damen und Herren,

mein Name ist Gabi Schmidt und ich leite das 
Grundsatzreferat in der Abt. Soziales des Minis-
teriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW.

Zu unseren Aufgaben zählen die Armuts- und 
Reichtumsberichterstattung des Landes, das 
Thema Kinderarmut mit dazugehörigem Pro-
gramm „Zusammen im Quartier Kinder stärken 
- Zukunft sichern“, das Thema kommunale So-
zialplanung, ein Mittagessensprogramm für ein-
kommensarme Kinder und Jugendliche sowie  
- last but not least - das Thema Wohnungslosig-
keit.

NRW ist bislang das einzige Bundesland mit ei-
nem Aktionsprogramm gegen Wohnungslosig-
keit. Das Programm gibt es schon seit 1996. Seit 
2010 ist das Programm bei uns.

Seit 2016 liegt der Schwerpunkt dieses Aktions-
programms „Hilfe in Wohnungsnotfällen“ auf 
Prävention:

■■ das heißt,  es geht zuerst um die Wohnungs-
sicherung, 

■■ wenn das nicht mehr möglich ist, um die 
schnelle Reintegration in reguläre Mietver-
hältnisse,

■■ den weiteren Ausbau bedarfsgerechter wohn-
begleitender Hilfen.

Da die Kommunen für die Unterbringung woh-
nungsloser Menschen ordnungsrechtlich zustän-
dig sind, versuchen wir mit dem oben genannten 
Programm über Modellprojekte neue Lösungs- 
und Handlungsansätze zu finden und als best-
practice der Öffentlichkeit vorzustellen.

Zurzeit finanzieren wir rund sechs solcher Mo-
dellprojekte in Köln, Duisburg, Dortmund, Kreis 
Minden-Lübbecke (ab Frühjahr 2019), Oberbergi-
scher Kreis, Bocholt, ein NRW-weites Projekt mit 
dem Paritätischen NRW und Fifty-Fifty.

Damit ist die eine Million Euro, die uns jährlich 
hierfür zur Verfügung steht, schon ziemlich aus-
geschöpft. 

Aus den Restmitteln wird eine jährliche Statistik 
über wohnungslose Menschen erstellt. NRW ist 
bis dato das einzige Bundesland mit einer jährlich 
erscheinenden Wohnungslosenstatistik. 

Seit 2011 werden zum Stichtag 30.6. bei den Kom-
munen und den freien Trägern die Zahlen abge-
fragt. Die Statistik konzentriert sich auf einen 
Ausschnitt der Wohnungsnotfälle, nämlich auf 
Personen/Haushalte, die tatsächlich von Woh-
nungslosigkeit betroffen und institutionell (ord-
nungs- oder sozialhilferechtlich) untergebracht 
sind bzw. von freien Trägern der Wohnungslosen-
hilfe betreut werden. 

In der integrierten Wohnungsnotfallberichterstat-
tung werden folgende Wohnungsnotfälle erfasst:

Kommunal und ordnungsrechtlich untergebrach-
te Wohnungslose

Erfasst werden wohnungslose Haushalte und Per-
sonen, die zum Stichtag 30. Juni zur Abwendung 
von Obdachlosigkeit und zur vorübergehenden 
Unterbringung in (Not-)Unterkünften der öffentli-
chen Hand untergebracht sind oder aufgrund des 
§19 Ordnungsbehördengesetz (OBG) in eine Nor-
malwohnung eingewiesen worden sind. 

Asylsuchende und Personen in Unterkünften für 
Spätaussiedler werden nicht erfasst.
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Durch freie Träger der Wohnungslosenhilfe un-
tergebrachte bzw. betreute Wohnungslose

Erfasst werden Personen, die am Stichtag 30. Juni 
Plätze in (teil-)stationären Einrichtungen bzw. im 
„Betreuten Wohnen“ der Wohnungslosenhilfe 
nach §§67, 68 SGB XII belegen sowie Personen, 
zu denen im Laufe des Monats Juni in ambulanten 
Fachberatungsstellen der Wohnungslosenhilfe 
Beratungskontakt bestand. 

Erfasst wird die Gesamtklientel sowie als Teil-
gruppe die Wohnungslosen, das heißt Personen, 
die über keine eigene mietvertraglich gesicherte 
Wohnung verfügen oder Wohneigentum besitzen. 

Des Weiteren führen wir Veranstaltungen und 
Workshops zu spezifischen Zielgruppen (z. B. 
junge Wohnungslose, Frauen, psychisch kranke 
Wohnungslose etc. durch). 

Wir vergeben Untersuchungsaufträge, wie z. B. 
zum Thema „Wohnungslose mit Migrationshin-
tergrund“ und haben mit der Bundesarbeitsge-
meinschaft der Wohnungslosenhilfe (BAG W) das 
Handbuch „Hilfen in Wohungsnotfällen“ heraus-
gegeben (und finanziert) sowie mit der Gesell-
schaft für innovative Sozialforschung und Sozial-
planung (GISS) eine Studie zur Prävention in der 
Wohnungslosenhilfe. 

In Kürze wird von der GISS in unserem Auftrag ein 
Praxishandbuch mit dem Titel „Wohnungsnotfall-
hilfen vorausschauend planen und präventiv han-
deln“ veröffentlicht werden.

Seit 2018 hat uns der Landtag noch zusätzlich 
850.000 Euro jährlich für eine Verbesserung der 
medizinischen Versorgung wohnungsloser Men-
schen in NRW und für Kältehilfe zur Verfügung 
gestellt. Hier arbeiten wir eng mit unserer Ge-
sundheitsabteilung zusammen. Die Kolleg*innen 
dort sind auch bereits seit vielen Jahren/Jahr-
zehnten aktiv im Kontext gesundheitlicher Ver-
sorgung von wohnungslosen Menschen.

1996 konnten auf Initiative der Ärztekammer 
Westfalen-Lippe und gemeinsam mit dem dama-
ligen nordrhein-westfälischen Landesministeri-
um für Frauen, Jugend, Familie und Gesundheit 
und dem Landesarbeitsamt 1996 in den Städten 
Bielefeld, Bochum, Dortmund und Münster über 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen für Ärzte Mo-
dellprojekte für eine aufsuchende medizinische 
Hilfe Wohnungsloser eingerichtet bzw. bereits 
bestehende Projekte stabilisiert werden. 

Schon damals zeigte sich anhand der ausgewer-
teten Projektdaten, dass sich fast 80% der in den 
Projekten behandelten Wohnungslosen in einem 
mäßigen oder sogar schlechten gesundheitlichen 
Zustand befanden. Über 90% hatten keine re-
gelmäßige medizinische Versorgung. Haut- und 
Atemwegserkrankungen sowie Verletzungen und 
Infektionserkrankungen dominierten das Krank-
heitsgeschehen (Ärztekammer Westfalen-Lippe 
1998).

Auf der Grundlage dieser Ergebnisse begann 1998 
die in NRW eingerichtete Landesgesundheitskon-
ferenz nach Wegen für eine stabile und flächende-
ckende medizinische Versorgung Wohnungsloser 
sowie nach entsprechenden Finanzierungsmög-
lichkeiten zu suchen.

Begleitet wurden diese Bemühungen durch eine 
zur gleichen Zeit durchgeführte Novellierung des 
Gesetzes über den Öffentlichen Gesundheits-
dienst des Landes Nordrhein-Westfalen (ÖGDG), 
das den Gesundheitsämtern seitdem die Mög-
lichkeit einräumt aufsuchende medizinische Hil-
fen für Wohnungslose dort einzurichten, wo diese 
nicht durch die medizinische Regelversorgung si-
chergestellt werden können. 

Die 10. nordrhein-westfälische Landesgesund-
heitskonferenz beschloss daraufhin 2001, zu-
nächst anhand einer Studie den für eine woh-
nungslose Person pro Quartal durchschnittlich 
anfallenden medizinischen Versorgungsbedarf zu 
ermitteln (Standorte: Bielefeld, Düsseldorf, Es-
sen, Gelsenkirchen, Köln). 

Im Ergebnis konnte gezeigt werden, dass für 
die Behandlung Wohnungsloser aufgrund ihres 
schlechten Gesundheitszustandes ein deutlich 
höherer Untersuchungs- und Behandlungsauf-
wand erforderlich ist als für Patient*innen aus 
der Wohnbevölkerung. 



Wohnraum, Tagesstruktur, Integration - auch für Drogenabhängige?! 27

Gabriele Schmidt

Zudem musste im Vergleich zu Patient*innen einer 
hausärztlichen Praxis in den Wohnungslosenpro-
jekten durchschnittlich etwa doppelt so viel Zeit pro  
Patient*in aufgewendet werden (20 Min. vs. 10 
Min.).

Anfang 2006 wurde unter Moderation des Minis-
teriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des 
Landes Nordrhein-Westfalen und der Ärztekam-
mer Westfalen-Lippe zwischen den Kassenärzt-
lichen Vereinigungen Nordrhein und Westfalen-
Lippe, den Krankenkassen der Gesetzlichen 
Krankenversicherung und dem Städte- und 
Landkreistag eine Rahmenvereinbarung zur Fi-
nanzierung mobiler medizinischer Dienste für  
Wohnungslose geschlossen („Umsetzungskon-
zept zur medizinischen Versorgung wohnungslo-
ser Menschen in NRW“ - MAGS & ÄKWL 2006).

Ziel dieser Vereinbarung ist es, „eine medizinische 
Erstversorgung gesundheitlich behandlungsbe-
dürftiger und nicht anderweitig medizinisch ver-
sorgter wohnungsloser Menschen zu erreichen“ 
(Präambel des Umsetzungskonzeptes). Anzustre-
ben ist eine „Vermittlung in die medizinische Re-
gelversorgung“ (Umsetzungskonzept §2).

Die Leistungen der mobilen medizinischen Diens-
te umfassen aufsuchende Arbeit auf der Straße 
(medical streetwork), Versorgung im Ambulanz-
fahrzeug, Sprechstunden in Einrichtungen der 
Wohnungslosenhilfe und in Ambulanzräumen 
sowie nachgehende Behandlung und Pflege  
wohnungsloser Patient*innen in Krankenwoh-
nungen (Umsetzungskonzept §5 Abs. 1.2). 

Die Arbeit der Teams dient insbesondere der Si-
cherstellung einer Grund- und Erstversorgung 
Wohnungsloser, der Klärung erforderlicher wei-
tergehender ärztlicher und pflegerischer Hilfen 
sowie der Motivierung der Patient*innen zur In-
anspruchnahme von Leistungen der medizini-
schen Regelversorgung sowie des Hilfesystems 
für Wohnungslose (Umsetzungskonzept §5 Abs. 
3).

Richtungsweisend für Deutschland schafft das 
Anfang 2006 verabschiedete Konzept eine Pla-
nungs- und Finanzierungssicherheit für die Ini-
tiativen, die sich der medizinischen Versorgung 
Wohnungsloser angenommen haben. 

Bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt (Oktober 2009) 
haben sich der nordrhein-westfälischen Rah-
menvereinbarung die Städte Essen, Köln, Müns-
ter, Bielefeld, Dortmund und Hagen (erst 2009) 
angeschlossen.

Einige Ergebnisse der Evaluation von 2009: 

■■ Seit Abschluss bis 2009 wurden über 5.200 
Patient*innen behandelt.

■■ Auf die behandelten Patient*innen entfielen 
insgesamt 32.246 Behandlungskontakte, was 
im Durchschnitt 6,7 Kontakten pro Person 
entspricht.

■■ Der überwiegende Teil waren Männer (75%), 
allerdings lag der Frauenanteil mit 25% über 
dem anderer Einrichtungen der Wohnungslo-
senhilfe, so dass wohnungslose Frauen durch 
den aufsuchenden Ansatz offensichtlich be-
sonders gut erreicht werden können.

■■ 90% der in den Projekten behandelten 	
Patient*innen hatten bei ihrem ersten Kon-
takt keine Kontakte zu niedergelassenen 
Ärzt*innen. 

■■ Fast 2/3 aller Patient*innen konnten beim 
ersten Erscheinen in den Projekten keine 
Versicherungskarte vorlegen.

■■ Bei jedem 10. Patient*innenkontakt erfolgte 
eine Überweisung in die medizinische Regel-
versorgung.

■■ Eine vollständige Reintegration in die haus-
ärztliche Versorgung gelingt hingegen nur in 
wenigen Fällen.

Es wurde deutlich, dass sich Wohnungslose in 
einem äußerst schlechten Gesundheitszustand 
befinden. Bei den akuten Behandlungsanlässen 
waren – neben Herz-Kreislauf- und Atemwegs-
beschwerden – vor allem Hauterkrankungen und 
Verletzungen von Bedeutung. 

Insgesamt wurde das Krankheitsgeschehen von 
Suchterkrankungen dominiert – dies sowohl bei 
den akuten Behandlungsanlässen als auch bei 
den chronischen Erkrankungen. Vorherrschend 
ist die Alkoholabhängigkeit, die bei 23% der  
Patienten dokumentiert, während bei den Patien-
tinnen die Opiatabhängigkeit dominiert (22,7%).
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Einführung ins Thema

Die Internetplattform Zeit online eröffnete vor ei-
nigen Tagen mit den folgenden drei Sätzen einen 
Beitrag zum Thema „Wohnungslosigkeit“:

„Sorgen Erkrankungen wie Sucht und Schizo-
phrenie dafür, dass Menschen auf der Straße 
leben? Oder macht Obdachlosigkeit psychisch 
krank? Hilfe fehlt auf jeden Fall.“

Tatsächlich ist nach wie vor wenig wirklich Be-
lastbares über die Zusammenhänge von psychi-
schen Leiden, den Zusammenhang mit Suchter-
krankungen und Wohnungslosigkeit bekannt.

Blick zurück

Ein Aspekt, der für mich einen neuen Zusammen-
hang von psychischen Erkrankungen und Woh-
nungslosigkeit herstellte, ist mir erst durch die 
Recherche zu heute aufgefallen.

Nach Verabschiedung der Psychiatrie-Enquête 
1975 wurde in Deutschland die Zahl der statio-
nären Psychiatriebetten erheblich reduziert. Die 
damit einhergehende Umverlegung der chronisch 
Kranken „auf den Bürgersteig“ löste enorme so-
zialpsychiatrische Aktivitäten in den Gemeinden 
aus. In den Anfangsjahren dieser Enthospitalisie-
rungsmaßnahmen blieb es zunächst unbemerkt, 
dass ein Teil der chronisch psychisch Kranken in 
der Gemeinde nicht Fuß fassen konnte, so dass 
sie sukzessive in die Wohnungslosigkeit gerieten. 

Vielleicht war dies auch eine der Gründe, warum 
Wissenschaftler wie Fichter 1996 bei Untersu-
chungen an 146 Männern und 37 Frauen in Mün-
chen feststellte, dass neben Suchterkrankungen 
auch affektive Störungen, Angststörungen und 
sogar Erkrankungen aus dem schizophrenen For-
menkreis bei wohnungslosen Menschen gehäuft 
vorkommen.

Die bekannte Seewolf-Studie, bei der 232 
Bewohner*innen von Einrichtungen der Woh-
nungslosenhilfe im Großraum München zwi-
schen 2010 und 2012 untersucht und befragt 
wurden, kam zu einem ähnlichen Ergebnis.  
Konkret: 93% der Befragten waren in ihrem Leben 
schon einmal psychisch krank gewesen, 74% da-
von sogar behandlungsbedürftig. Zum Vergleich:  

In der Allgemeinbevölkerung sind es rund 50 bzw. 
28%. 

Auch was Suchterkrankungen anging, fielen die 
Seewolf-Teilnehmer*innen auf. Knapp drei Vier-
tel von ihnen waren alkoholabhängig, ein Fünftel 
rauchte regelmäßig Cannabis und rund 2 Prozent 
waren abhängig von Opioiden wie Heroin. 

Die Studie untersuchte aber nicht nur den Ist-
Zustand, sondern auch welches Problem bei 
den Mehrfacherkrankten das Grundproblem war 
– und welches erst im Laufe der Jahre dazuge-
kommen ist. Die Annahme war: Psychische Lei-
den – wie Depression – und Sucht bedingen und 
verstärken sich gegenseitig.

Tatsächlich war nur bei knapp einem Drittel der 
Befragten eine Sucht die Hauptdiagnose – bei al-
len anderen kam sie erst später dazu.

Viele von den Wohnungslosen hatten eine psy-
chiatrische Grunderkrankung und betäubten die 
Symptome mit Alkohol oder anderen Drogen.

Die Ergebnisse der Seewolf-Studie sind nicht un-
umstritten. Das Hauptproblem ist, dass sie mehr 
als die Hälfte ihrer Interviewpartner*innen aus 
Einrichtungen gewonnen hat, in die man gar nicht 
ohne psychische Erkrankung oder massive Be-
einträchtigungen hineinkommt. Das heißt es ist 
nicht ungewöhnlich, dass die Anzahl psychisch 
Erkrankter hoch ist.

Herausforderungen für die Wohnungslosenhilfe

Zunahme an Wohnungslosen

Es gab in 2017 eine deutliche Steigerung der Zahl 
der Wohnungslosen gegenüber 2016 (+28,9%). 
32.286 Personen waren in Nordrhein-Westfalen 
in 2017 als wohnungslos gemeldet (2016 waren 
es ca. 25.045 Personen). 

Grund für den Anstieg: 
Anerkannte Asylbewerber*innen, die wegen des 
angespannten Wohnungsmarktes zunächst auf 
dem freien Wohnungsmarkt keine Wohnung fin-
den, müssen von den Kommunen untergebracht 
werden und verbleiben deshalb oftmals vorüber-
gehend in Flüchtlingsunterkünften oder in Not-
unterkünften. 
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Sie werden dann als „ordnungsrechtlich unterge-
brachte Wohnungslose“ gemeldet.

■■ ca. 70% der Wohnungslosen sind alleinleben-
de Männer

■■ der Anteil der wohnungslosen Haushalte mit 
Kindern beträgt 12,3% (im Vorjahr 11,5%)

Art der Unterbringung/Unterkunft

Laut Meldung der Kommunen:

Über 90% der wohnungslosen Personen waren in 
Obdachlosenunterkünften oder sonstigen Unter-
künften (z. B. Pensionen) untergebracht, die übri-
gen 9,5% in Normalwohnungen.

Mit fast 43% waren etwas mehr als zwei Fünftel 
der wohnungslosen Personen bereits länger als 
zwei Jahre ordnungsbehördlich untergebracht 
und knapp 30% für einen Zeitraum zwischen 
sechs Monaten und zwei Jahren.

Laut Meldung der freien Träger:

37 %  der gemeldeten wohnungslosen Personen wa-
ren bei Bekannten untergekommen (2016=34,9%) 
– insbesondere für wohnungslose Frauen hat 
diese Unterbringungsform mit Abstand die größ-
te Bedeutung (43%). Bei den Männern waren es  
35,6%. Ohne jegliche Unterkunft, d. h. „auf der 
Straße“ lebten 8,5% der von freien Trägern be-
treuten wohnungslosen Personen. Dies traf auf  
9% der Männer und 6,5% der Frauen zu.

Regionale Unterschiede

Ergebnisse zur Verbreitung der Wohnungslosig-
keit unterhalb der Landesebene zeigen große 
Unterschiede zwischen kreisfreien Städten und 
Kreisen auf. Wohnungslosigkeit ist in den (Groß-)
Städten stärker verbreitet. Zum einen ist in vielen 
(Groß-)Städten der Wohnungsmarkt sehr ange-
spannt. Zum anderen dürfte dies aber auch da-
mit zusammenhängen, dass in (Groß-)Städten ein 
größeres und vielseitigeres Angebot von Hilfsein-
richtungen und Unterkunftsmöglichkeiten vorge-
halten wird und dieses Angebot auch Personen 
aus dem Umkreis, die von Wohnungslosigkeit be-
troffen sind, anzieht.

Zum Stichtag 30. Juni 2017 wurden in den kreis-
freien Städten im Durchschnitt 27 Wohnungslo-
se je 10.000 Einwohner gezählt, hingegen in den 
Kreisen 12 wohnungslose Personen je 10.000 Ein-
wohner.

In den kreisfreien Städten und Kreisen reicht die 
Spannweite von zwei wohnungslosen Personen je 
10.000 Einwohner im Kreis Höxter bis hin zu 80 
wohnungslosen Personen je 10.000 Einwohner in 
der Landeshauptstadt Düsseldorf.

Entwicklung Wohnungsmarkt

Das Wohnungsangebot in NRW ist aktuell sehr 
unterschiedlich. In Ballungsräumen, Großstäd-
ten und vielen Universitätsstädten ist Wohnraum 
Mangelware, die Mieten explodieren. In einigen 
ländlichen Regionen stehen Wohnungen leer, Im-
mobilienpreise fallen. 

Tendenzen: 

■■ Zahl der Privathaushalte steigt, d. h. immer 
mehr Ein- oder Zweipersonenhaushalte be-
nötigen entsprechenden Wohnraum.

■■ Anstieg der Kaltmieten. Haushalte mit nied-
rigem Einkommen zahlen durchschnittlich 
40% des Einkommens für die Bruttokaltmie-
te. Noch stärker sind die Nebenkosten gestie-
gen. Größte Preissteigerung: Haushaltsener-
gien.

■■ Gleichzeitig: Zunahme von Bezieher*innen 
von Transferbezug, atypischer Beschäftigung 
und Niedriglohn. 

■■ Viele Mieter*innen können die Kosten nicht 
mehr tragen, erst kommt es zu Energiesper-
ren und dann gegebenenfalls zu Räumungen.

■■ Besonders betroffen: Menschen mit 	niedri-
gem Einkommen, Alleinerziehende, Familien 
mit mehreren Kindern, Menschen mit Mig-
rationshintergrund und nicht zu vergessen: 
wohnungslose Menschen.

■■ Des Weiteren kommt hinzu, dass der Be-
stand an Sozialwohnungen in den letzten 
Jahren deutlich gesunken ist. 
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Zur Schaffung von mehr bezahlbarem Wohnraum 
hat die Landesregierung erstmalig ein fünfjähri-
ges Wohnraumförderungsprogramm aufgelegt 
und aktuell das Programm um 1,5 Mrd. Euro auf 
5,5 Mrd. Euro erhöht.

Solange es jedoch diese Schieflage am Woh-
nungsmarkt gibt, werden Wohnungslose nur 
schwer eine neue Wohnung finden. Genauso geht 
es auch Häftlingen, Menschen, die stationär un-
tergebracht sind, Frauen in Frauenhäusern. 

Weitere Ausdifferenzierung wohnungsloser 
Menschen 

Das Spektrum wohnungsloser Menschen hat sich 
in den letzten Jahrzehnten sukzessive weiter aus-
differenziert.

Ich gehe im Folgenden nur auf einige dieser 
Gruppen ein. 

Die Themen Zuwanderung aus Südosteuropa, 
Roma, Flüchtlinge lasse ich hier aus Zeitgründen 
außen vor, aber auch diese Gruppen stellen neue 
Herausforderungen für die Wohnungslosenhilfe 
dar. Auch im Kontext Suchtprobleme. 

60 bis 80% des „klassischen (männlichen) Klien-
tels“ im Alter zwischen 45 und 55 Jahren hat Al-
koholprobleme. 

Jugendliche und junge Erwachsene, die auf der 
Straße leben, befinden sich in einer besonders 
brisanten Situation:

Ihre Straßenexistenz geht in der Mehrzahl der 
Fälle mit einem intensiven Gebrauch legaler und 
nicht legaler Suchtmittel einher.

Ihnen fehlt häufiger als Erwachsenen eine Pro-
blem- oder Krankheitseinsicht. Der so genannte 
„Verschiebebahnhof“ zwischen SGB VIII, SGB II 
und SGB XII bringt besondere Probleme für die-
se Zielgruppe mit sich. Die oftmals vorhandene, 
auch manchmal unterstellte „mangelnde Mitwir-
kungsbereitschaft“ führt oftmals nicht zu wei-
tergehenden Hilfen und im schlimmsten Fall zu 
Sanktionen.

Wohnungslose Frauen und Männer zeigen häufig 
ein unterschiedliches Suchtverhalten. Frauen le-
ben ihre Sucht häufiger heimlich aus, sie konsu-
mieren häufiger alleine oder gehen – sofern vor-
handen – ihrer Sucht in den eigenen vier Wänden 
nach. Viele Frauen leben als so genannte „funk-
tionierende Abhängige“, die über viele Jahre hin-
weg sozial unauffällig bleiben.

Das heißt, es ist schwieriger ihre Not zu erken-
nen. Sie benötigen eine andere Ansprache, ande-
re Hilfsangebote.

Eine nicht neue, aber auf neue Weise beachte-
te Zielgruppe sind alt gewordene wohnungslose 
Menschen. Bei ihnen wird die Wohnungslosen-
hilfe in stärkerer Weise als bislang mit chronifi-
zierten Formen einer Suchtmittelabhängigkeit im 
Alter konfrontiert.

Fazit 

Über den Gesundheitszustand der wohnungslo-
sen Menschen in NRW haben wir keine empiri-
schen Erkenntnisse, aber es ist offensichtlich:

Dass wohnungslose Menschen aufgrund von häu-
fig bestehenden Vorerkrankungen und ihren teil-
weise extremen Lebensbedingungen in besonde-
rer Weise gesundheitlich belastet sind. 

Zu den besonderen Problemen zählen u. a. klim-
abedingte jahreszeitliche Belastungen, Gewalter-
fahrungen oder hygienische Bedingungen. Da-
rüber hinaus bestehen gesundheitliche Risiken 
durch Sucht, falsche Ernährung und durch spezi-
fische Belastungen wie Ängste, Isolation/Einsam-
keit und Diskriminierungserfahrungen.

Wohnungslose sind häufiger von Unfällen und 
Verletzungen, Verschleißerkrankungen des 
Stütz- und Bewegungsapparates und schweren 
(inneren) Erkrankungen der Atemwege, des Ver-
dauungstraktes, des Herz- Kreislaufsystems und 
von schlechter Zahngesundheit betroffen. Zwei 
von drei Wohnungslosen, die Hilfen aufsuchen, 
sind mehrfach chronisch krank.
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Wohnungslose Menschen sind auch häufiger von 
psychischen Beeinträchtigungen oder Erkran-
kungen betroffen als die Gesamtbevölkerung.

Eine der Ursachen liegt darin, dass psychisch 
kranke Menschen trotz einer in den vergangenen 
Jahren erreichten verbesserten Versorgungslage 
noch immer von einer sozialen Teilhabe an wichti-
gen Lebensbereichen ausgeschlossen sind. 

Psychisch kranke Menschen sind seltener er-
werbstätig und sie leben häufiger in sozialer Iso-
lierung und in bedrohten Wohnverhältnissen als 
gesunde Menschen. 

Auf der anderen Seite nehmen wohnungslose 
Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen 
medizinische und psychosoziale Dienste selte-
ner wahr als Menschen in gesicherten Wohnver-
hältnissen, ähnlich wie sich körperlich erkrankte 
Wohnungslose seltener einer Behandlung unter-
ziehen.

Von Seiten der medizinischen Versorgungsfor-
schung werden vor diesem Hintergrund Defizite 
in der psychiatrischen Versorgung konstatiert. 
Es ist bislang nicht gelungen psychisch kranke 
Wohnungslose in das gesellschaftliche Leben zu 
integrieren.

Dazu trägt auch der eingeschränkte Zugang der 
wohnungslosen Menschen zur medizinischen 
Versorgung bei, da ihre Lebensverhältnisse und 
das bestehende System der gesundheitlichen Ver-
sorgung nicht miteinander kompatibel sind. Ins-
besondere Ängste vor den Institutionen oder Stig-
matisierung, aber auch Schamgefühl erschweren 
die Inanspruchnahme sowohl ehrenamtlicher als 
auch regulärer Versorgungsangebote. 

Weitere wichtige Hürden liegen in der zum Teil 
fehlenden Krankenversicherung, im fehlenden 
Krankenversicherungsnachweis oder in den er-
forderlichen Zuzahlungen.
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Drogenkonsum, Lebensperspektive und Wohnraum -  
Erfahrungen aus der klinischen Praxis 
„When the welfare turns its back on you“ (Albert Collins)

Dr. med. Thomas Kuhlmann

Einstieg in den Ausstieg

Aufgabe und Ziel des Drogenhilfesystems ist die 
Unterstützung von Drogenkonsumierenden im 
Sinne der „Hilfe zur Selbsthilfe“ mit dem Ziel, 
Ausgrenzung vorzubeugen und umfassende Teil-
habe zu ermöglichen. Da abhängiger Konsum von 
psychotropen Substanzen potenziell alle Lebens-
bereiche umfasst, hat sich die erforderliche Hilfe 
daran zu orientieren: An Unterstützung in sozia-
ler, allgemeinmedizinischer und psychiatrisch-
psychotherapeutischer Hinsicht.

Entscheidend ist der Unterstützungsbedarf. Den 
konkret festzustellen setzt Kontakt zum Hilfesys-
tem oder - anders ausgedrückt - Kontakt zu den 
unterstützungsbedürftigen Drogenkonsumieren-
den voraus. Und dieser Kontakt ist heterogen, 
phasenweise lückenhaft und in etlichen Fällen 
auch besorgniserregend instabil.

Das zeigt sich in besonderer Weise in Behand-
lungsangeboten der qualifizierten Akutbehand-
lung für Drogenabhängige. Diese ist konzeptionell 
offen für alle Zielgruppen von Drogenkonsumie-
renden und intensiv vernetzt mit allen Hilfsange-
boten - von der Überlebenshilfe bis hin zur am-
bulanten und medizinischen Rehabilitation - mit 
dem Ziel keine Untergruppe von Drogenkonsu-
mierenden auszugrenzen.

■■ Wer braucht die qualifizierte Akutbehandlung 
für Drogenabhängige?

■■ Welche unterschiedlichen Gruppen von Dro-
genkonsumierenden sind dort anzutreffen?

Antwort: Potenziell alle, z. B. junge (18-jährige 
oder noch jüngere) und alte Drogenkonsumieren-
den (bisweilen über 65, manchmal auch über 70 
Jahre). 

■■ Mit oder ohne Substitutionsbehandlung

■■ Mit oder ohne abgeschlossener Berufsausbil-
dung

■■ Mit oder ohne jeglicher - oder zumindest sze-
neferner - Sozialkontakte, aber auch 

■■ Arbeitslose mit oder ohne Wohnung

■■ Klient*innen mit ausgeprägter somatischer 
Comorbidität (HIV, HCV, Herzinsuffizienz, 
Niereninsuffizienz, Polyneuropathie etc.), 
psychiatrischer Comorbidität (drogenindu-
zierte oder schizophrene Psychosen, Border-
line-Syndrom, Depression, Traumata etc.)

■■ Darüber hinaus auch Eltern mit und 	ohne 
Sorgerecht, Alleinerziehende (das betrifft 
fast immer Frauen)

■■ und - im Land des sogenannten Exportwelt-
meisters nicht überraschend - Flüchtlinge 
und Migrant*innen. Diese Menschen kom-
men aus sehr vielfältigen Lebenssituationen 
mit unterschiedlichen Hintergründen, unter-
schiedlichen Ressourcen und Bedarfen.

Der grundsätzliche Behandlungsauftrag ist je-
doch für alle der gleiche, nämlich der Kernauftrag 
von qualifizierter Akutbehandlung:

■■ Entzugsbehandlung plus

■■ Motivationsstärkung plus

■■ die Erarbeitung einer konkreten Anschlusslö-
sung (ASL) für alle Betroffenen. Diese muss 
sinnvoll sein, konkret und wenn irgendwie 
möglich nahtlos verfügbar, denn eine Ent-
lassung aus der Behandlung ohne nahtlos 
verfügbare Anschlusslösung bedeutet in der 
Regel Rückkehr in das alte Umfeld ohne Un-
terstützung mit dem hohen Risiko des Rück-
falls.
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QA: Behandlungskonzept und -auftrag

 Entzugsbehandlung

plus

 Motivationsstärkung

plus

 konkrete Anschlusslösung (ASL)

 Für alle Betroffenen:
Sinnvoll, konkret, möglichst nahtlos verfügbar

Welches Spektrum umfassen die Anschlusslö-
sungen?

Ein möglichst umfassendes, nämlich

■■ Vermittlung an die Drogenberatungsstelle

■■ Substitutionsbehandlung

■■ Medizinische Rehabilitation (Langzeitthera-
pie)

■■ Notschlafstelle

■■ Diamorphinprogramm

■■ Soziotherapeutisches Wohnheim

■■ Clean-WG

■■ Selbsthilfegruppe u. a. 

Hinsichtlich der weiteren Unterstützung der 
Patient*innen nach Entlassung, klinikintern An-
schlusslösung (ASL) genannt, stehen stets drei 
Kernpunkte positiver Lebensperspektive im Zent-
rum aller Überlegungen:

■■ Wohnraum

■■ Tagesstruktur und

■■ Sozialkontakte

Diese Trias ist elementar für die Selbstachtung 
jedes Menschen, für die erlebte und reale Wert-
schätzung und Respekt durch die Gesellschaft. Es 
ist ein Unterschied, ob ein Betroffener als woh-
nungslos wahrgenommen wird oder nicht, ob er 
aufwacht und seine Aufgabe bzw. Verpflichtung, 
einer bestimmten Tätigkeit nachzugehen wahr-
nimmt, dadurch am Lebensrhythmus der Er-
werbstätigen teilzuhaben und in diesem Rahmen 
soziale Kontakte zu finden, oder ob Sozialkontak-
te und/oder Tagesstruktur fehlen.

8

3 Kernpunkte positiver Lebensperspektive:

• Wohnraum

• Tagesstruktur

• Sozialkontakte

 Elementar für Selbstachtung, 
Wertschätzung und Respekt

Wenn kein gesicherter Wohnraum verfügbar ist, 
ist es noch wesentlich schwieriger, überhaupt 
eine sinnvolle Tagesstruktur und damit verbun-
den stabilisierende Sozialkontakte zu finden. 

Dazu ein Fallbeispiel:

38-jähriger Mann, langjährig drogenabhängig mit 
polyvalentem Konsum, aktuell durch Substitution 
im Kontakt mit dem Hilfesystem. Der Wohnraum 
befindet sich in einem sozialen Brennpunkt, wei-
tere Tagesstruktur ist nicht gegeben, bei Aufnah-
me in der Klinik Mischintoxikation bei 4,3 Promil-
le.

Was ist das Behandlungsziel? Vor allem die Über-
lebenssicherung (oft in ihrer Relevanz unter-
schätzt und niemals irrelevant), darüber hinaus 
die Durchführung der Entzugsbehandlung ohne 
Komplikationen und bei erfolgreichem Verlauf 
zunehmende Erarbeitung einer stabilisierenden 
Tagesstruktur bereits während der Behandlung 
mit dem Ziel, darüber stabilisierende Sozialkon-
takte zu finden und anderer Wohnraum. 

Wenn Patient*innen berichten, dass in dem 
Mietshaus, in dem sie wohnen, auf jeder Etage 
nahezu jedes Suchtmittel verfügbar ist, dann ist 
nicht zu erwarten, dass eben diese Patient*innen 
nach Entlassung aus dem Drogenentzug unter 
den gleichen Wohnbedingen längerfristig stabil 
bleiben ohne erneuten Konsum mit den entspre-
chenden Folgen.
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Fallbeispiel:

• 38 jähriger Mann, langjährig drogenabhängig mit 
polyvalentem Konsum

Kontakt zum Hilfesystem durch Substitution, 
Wohnraum in sozialem Brennpunkt

keine weitere Tagesstruktur, bei Aufnahme 
mischintoxikiert bei 4,3 Promille

10

Behandlungsziel:

Überleben

Entzugsbehandlung ohne Komplikationen

Tagesstruktur und

stabilisierende Sozialkontakte

anderer  Wohnraum 

Wie sieht die Patientenperspektive in diesem 
Fall aus?

Medizinische Rehabilitation zumindest noch nicht 
vorstellbar, im angestrebten Soziotherapeuti-
schen Wohnheim ist auf absehbarer Zeit kein 
freier Platz (einige Wohnheime führen Warte-
listen von bis zu einem Jahr, andere verzichten 
aufgrund des extrem langen Zeitraums völlig auf 
Wartelisten), die bisherige Wohnung ist zugleich 
auch Konsumraum und wird deshalb vom Patien-
ten als inakzeptabel wahrgenommen.

Falls aber im Rahmen der qualifizierten Akutbe-
handlung keine andere Wohnung gefunden und 
vermittelt werden kann bedeutet das: Zurück ins 
alte Umfeld. Bei dieser Perspektive klingt der Re-
frain aus dem Song von Golden Earring geradezu 
zynisch „It’s always good to be back home”.

Eine Tagesstruktur mit dem Ziel der Integration 
und umfassenden Teilhabe: 

Auch ohne Wohnraum?

Überlebenssicherung durch alltagsnahe Hilfen 
(harm reduction)

Überleben zu sichern ist stets und unter allen 
Umständen das vorrangige Behandlungsziel in 
der qualifizierten Akutbehandlung. Aber auch in 
anderen Settings treten diese Notfallsituationen 
immer wieder auf, z. B. nach Überdosis und erfor-
dern nach Überwinden der unmittelbar lebensbe-
drohlichen Situation stets die unmittelbare und 
direkte aktive Kooperation der Patient*innen. Das 
erfordert möglichst stabile Kontakte zum Hilfe-
system. 
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Zu 2. Überlebenssicherung durch alltagsnahe 
Hilfen (harm reduction)

 Überleben sichern (z. B. nach Überdosis)
und in AKTIVER Kooperation

 MIT dem Patienten: Stabile Kontakte zum Hilfesystem

Ein Fallbeispiel:
Eine junge Frau, 23 Jahre, in der 28.SSW, EU- 
Bürgerin, lebt seit 5 Jahren in Deutschland, ist 
allerdings erst seit einem Jahr gemeldet. Sie ist 
ohne festen Wohnsitz, drogenabhängig.

Behandlungsziel: Vorrangig das Überleben zu 
sichern für Mutter und Kind und darüber hin-
aus ihre soweit möglich umfassende Integration 
in das Hilfesystem bei komplexem Hilfebedarf 
ihrerseits bzgl. Schwangerschaft, potentielle 
Mutter-Kind Betreuung, Drogenberatung, Erar-
beitung von Wohnraum. Und das alles bei feh-
lendem Anspruch auf Sozialleistungen (da erst 
seit einem Jahr gemeldet) und fehlenden stabilen 
Sozialkontakten.
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Die erforderliche elementare Stabilisierung (bio-
psychosozial) erfordert unsererseits und seitens 
der Betroffenen aktive und kontinuierliche Kon-
takte zum Hilfesystem, z. B. bzgl. der somati-
schen Behandlung (Abklärung des Behandlungs-
bedarf z. B. in Bezug auf HIV, Hepatitis C, z. B. 
Niereninsuffizienz, STD, also Geschlechtskrank-
heiten) sowie suchtpsychiatrisch (bei polyvalen-
tem Drogenkonsum, psychotischen Symptomen 
im Rahmen der Entzugsbehandlung, Abklärung 
eines etwaigen Borderline-Syndroms) und sinn-
volle konkrete Perspektiven statt der seit Jahren 
erlebten Ausgrenzung.

In der Kooperation innerhalb des Hilfesystem er-
leben wir immer wieder enorme Kooperationsbe-
reitschaft aller beteiligten Institutionen und Be-
hörden und zugleich einen besorgniserregenden 
Mangel an konkret verfügbarer Unterstützung 
bzgl. Wohnraum und alltagsnaher Betreuung. 

Damit steigt erneut das Risiko der Ausgrenzung 
auch dieser betroffenen Frau, das ist bedrohlich 
für die Klientin und auch die Allgemeinbevölke-
rung. 
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Ausgrenzung bedroht  die Klienten
und a u c h Allgemeinbevölkerung
(z. B. Straßenprostitution etc. nicht betreuter drogenabhängiger 
Frauen + Männer mit chronischen infektiösen Erkrankungen,
v. a. lebenstilbedingt)

Mobiler Medizinischer Dienst: Unverzichtbar!

Das in der öffentlichen Wahrnehmung 
weitgehend verdrängte Thema der Straßen-
prostitution und der Lebenssituation der 
betroffenen, zum Teil auch jugendlichen, nicht 
betreuten Drogenkonsument*innen aber auch 
-konsumenten mit zunehmend chronischen 
infektiösen Erkrankungen aufgrund ihres 
Lebensstils betrifft auch deren Kunden. Und die 
kommen aus allen gesellschaftlichen Schichten. 
Auch an dieser Stelle kann der wertvolle Beitrag 
des Medizinischen Mobilen Dienstes nicht hoch 
genug gelobt werden. 

Allerdings kann auch der Medizinische Mobile 
Dienst nur aktuell und unmittelbar helfen, 
eine erfolgreiche Veränderung eines solchen 
Lebensstils erfordert eine reale Perspektive und 
die bedarf auch des Wohnraums.

Veränderung des Lebensstils 

Behandlungsziel ist stets die umfassende 
Stabilisierung des Patienten, die soweit 
möglich, Überwindung akuter Erkrankungen 
und Störungen sowie Linderung chronischer 
Gesundheitsprobleme. Eine Veränderung des 
Lebensstils bedarf allerdings grundsätzlich der 
umfassenden Mitarbeit des Patienten, um dessen 
Lebensstils es schließlich geht. Das bedeutet, 
dessen Perspektive ist zu berücksichtigen, also

■■ die eigenen positiven und realisierbaren Ziele 
aus Sicht des Patienten mit dem Ziel der 
Verbesserung der eigene Lebensqualität und

■■ soziale Kontakte möglichst auch außerhalb 
der Drogenszene und ohne Vereinsamung 
und

■■ eine Tagesstruktur: Konkret, sinnvoll und 
optional mit stabilisierenden Sozialkontakten.
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Zu 3. Veränderung des Lebensstils

 Ziele: Grundsätzlich

 eigene positive und realisierbare Ziele (mit Verbesserung der 
eigenen Lebensqualität)

und

 Kontakte außerhalb der Drogenszene: Und ohne Vereinsamung:

und

 Tagesstruktur: Konkret, sinnvoll + optional mit Sozialkontakten: 
Auch ohne Wohnraum?

Und wie soll das erreicht werden ohne Wohnraum? 
Dazu ein Fallbeispiel:

Ein 41-jähriger Mann, langjährig drogenabhängig 
mit phasenweise Monokonsum, phasenweise 
polyvalentem Konsum, ist aktuell in Substitution, 
will diese beenden. Lebt mit drogenkonsumierender 
Partnerin zusammen, abgeschlossene Ausbildung, 
ist seit 5 Jahren arbeitslos. 
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Er will diese Beziehung und den Drogenkonsum 
beenden und in die gemeinsame Wohnung nicht 
mehr zurückkehren.

Behandlungsziel (im Rahmen von QA bzw. QE):

■■ Entzugsbehandlung einschließlich Komplett-
abdosierung des Substitutionsmittels

■■ anschließend eine sinnvolle Tagesstruktur
■■ sowie anderen Wohnraum mit der Chance 

außerhalb der Drogenszene 

Welche Anschlusslösungen sind anzustreben?

Medizinische Rehabilitation? Falls ja, ist eine 
ambulante Antragsstellung ohne Wohnraum 
und stabile soziale Kontakte eine sinnvolle 
Perspektive im Anschluss an die qualifizierte 
Akutbehandlung?

Oder besser direkt Nahtlosvermittlung in die 
medizinische Rehabilitation (falls es keine 
Leistungszusage gibt oder keinen freien Reha-
Platz - aktuell ein massives Problem infolge des 
Wegfalls von über 100 Drogen-Rehabetten allein 
in Nordrhein in den letzen zwei Jahren)?

Wie geht es dann weiter nach der qualifizierten 
Akutbehandlung? In diesen und vergleichbaren 
Fällen ist die aufsuchende Unterstützung durch 
das Hilfesystem zunehmend relevant und längst 
unverzichtbar. Das betrifft seitens der Helfer 
insbesondere die Streetworker und den Mobilen 
Medizinischen Dienst.

Ein weiteres Fallbeispiel (bezüglich der  
medizinischen Rehabilitation):

33-jähriger Mann, seit 14 Jahren opioidabhängig, 
phasenweise auch polyvalent konsumierend, 
befindet sich aktuell in der letzten Phase der 
medizinischen Rehabilitation, der Adaption, und 
leistet ein Betriebspraktikum ab. Dies verläuft 
erfolgreich, der Praktikumsgeber thematisiert die 
konkrete Option, im Anschluss an die Adaption im 
Rahmen eines 1,- Jobs weiter im Betrieb tätig zu 
sein bis zu Beginn der nächsten Berufsausbildung 
im gleichen Betrieb.

Die alte Wohnung ist nicht mehr verfügbar, da 
durch den Vermieter gekündigt. Ein 
Wohnheimplatz ist auf absehbare Zeit nicht 
vorhanden, eine Einzelwohnung nicht bezahlbar 
und damit real auch nicht verfügbar.

Was bedeutet das für die weitere Perspektive?
Ein 1,-Job ohne Wohnung?

Fazit

Teilhabe ohne Wohnraum – die Quadratur des 
Kreises. 

Das grundsätzliche Ziel aller Institutionen 
des hoch differenzierten und vernetzten 
Drogenhilfesystems ist die Überlebenssicherung 
und die Veränderung des drogenorientierten 
Lebensstils in Richtung mehr Teilhabe, mehr 
Lebensqualität, mehr Lebensfreude. All das 
bedarf aktiver Kooperation seitens des Patienten, 
denn Veränderung ist nur mit ihm möglich, NICHT 
ohne oder gegen ihn!
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Med. Reha?

Ambulante  Antragstellung ohne Wohnraum und 
stabile Kontakte?

Oder nahtlos? Falls keine Leistungszusage oder 
kein freier Rehaplatz: Wie weiter nach der QA?

Aufsuchende Unterstützung durch Hilfesystem 
unverzichtbar und zunehmend relevant
(z. B. in Köln: Streetworker, Mobiler Med. Dienst)
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Behandlungsziele (QA / QE):

Entzugsbehandlung inkl. 
Komplettabdosierung

ASL mit Tagesstruktur

Wohnraum und Teilhabeperspektive

1

Fallbeispiel:

 41 jähriger Mann, langjährig drogenabhängig
mit phasenweise polyvalentem Konsum,
will Substitution beenden,
lebt mit drogenkonsumierender Partnerin 
zusammen,
abgeschlossene Ausbildung,
seit 5 Jahren arbeitslos,
will Beziehung und Drogenkonsum beenden,
keine Rückkehr in die Wohnung
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Das bedeutet also die Veränderung des 
Lebensstils muss den persönlichen Zielen des 
Patienten entsprechen. Denn die stärksten 
Motivationsfaktoren überhaupt sind unsere 
eigenen Ziele, sofern diese konkret und 
realisierbar sind. Das erfordert den Aufbau bzw. 
den Erhalt von Tagesstruktur und in der Regel 
damit verbunden stabilisierenden Sozialkontakten 
möglichst nicht szene- bzw. konsumgeprägt.

Aber selbst wenn diese szene- oder 
konsumgeprägt sind, ist dies häufig dem völligen 
Abbruch aller Sozialkontakte vorzuziehen; etliche 
lebensbedrohlich mischintoxikierte Patienten 
sind von anderen selbst intoxikierten Patienten 
als Notaufnahme in die Klinik gebracht worden! 
Diese Tagesstruktur und Sozialkontakte zu 
erreichen erfordert Unterstützung und Betreuung. 
Denn die Veränderung des Lebensstils bedeutet 
Abschied vom bisherigen Lebensrhythmus, 
Abschied vom bisherigen Stil des miteinander 
Umgehens, sich einlassen auf neue Aufgaben, 
neue Herausforderungen, neue Kontakte. 

Das erfordert Pünktlichkeit, das Erarbeiten 
eines konstruktiven Umgangs mit Kritik und 
auch Selbstkritik, und das berührt stets die 
hochsensiblen Themen Scham und Vertrauen.

Aufgrund ihrer Lebensgeschichte haben 
Drogenkonsumierende sehr häufig bittere 
Erfahrungen gemacht bezüglich Missachtung 
ihrer eigenen Grenzen, eigener Handlungen, die 
sie rückblickend mit Scham erfüllen und immer 
wieder Enttäuschung bzgl. Vertrauensvorschuss 
anderen gegenüber. Vor allem aber sich selbst 
gegenüber.
Um den Ausstieg aus jahre- zum Teil auch 
jahrzehntelangen Leben innerhalb der 
Drogenszene zu bewältigen, ist deshalb 
der Kontakt zum Hilfesystem bedeutsam:  
Zur Unterstützung als Rückendeckung, um 
Phasen von Instabilität, Selbstzweifeln, erlebter 
Ablehnung, Über- oder Unterforderung zu 
bewältigen.

Dieses Herauswachsen aus der Drogenszene 
setzt jedoch Wohnraum voraus. Und der Bedarf 
an Wohnraum steigt für alle Zielgruppen.

■■ Für Betroffene mit Multimorbidität (somatisch 
und psychiatrisch)

■■ Wohnraum mit Betreuungsmöglichkeit, in der 
Regel in Soziotherapeutischen Wohnheimen

■■ Und / oder für Betroffene in besonderen 
Lebenslagen (beispielsweise schwangere 
und alleinerziehende Frauen, Flüchtlinge 
oder auch Migrant*innen insbesondere bei 
fehlenden Sozialkontakten, Wohnraumbedarf

■■ in Bezug auf Einzelwohnungen mit 
Unterstützung durch aufsuchendes BeWo 
oder

■■ auch Einzelwohnung ohne BeWo-Bedarf.

Der erfolgreiche Abschluss der qualifizierten 
Akutbehandlung, aber auch der medizinischen 
Rehabilitation ohne gesicherten Wohnraum und 
damit ohne ein entscheidendes Fundament jeder 
konkreten stabilisierenden Perspektive ist eine 
reale und zunehmende Herausforderung im 
klinischen Alltag!
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Zu 4. Fazit: Teilhabe ohne Wohnraum – die
Quadratur des Kreises

 Veränderung drogenorientierten Lebensstils bedarf 
AKTIVER Kooperation seitens des Patienten, d. h.

 Veränderung: Nur MIT ihm, NICHT ohne oder gegen 
ihn!

Voraussetzung: Die Veränderung des Lebensstils 
entspricht dem Kernziel des Patienten!

 Stärkster Motivationsfaktor: Eigene Ziele
(sofern konkret und realisierbar)

24
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Das ist u. a. ein Ergebnis des Erfolgs der Weiter- 
entwicklung der Hilfsangebote. Denn die 
Überlebenschancen der Drogenkonsumierenden 
haben sich erfreulicherweise deutlich verbessert.

■■ Auch für die Zielgruppe CMA (chronisch 
mehrfach geschädigt abhängigkeitskrank) mit 
ausgeprägter Multimorbidität (psychiatrisch 
und somatisch) bei

■■ fehlenden sozialen Ressourcen, da in der Regel 
 weitgehend vereinsamt plus

■■ Zunahme venerischer Co-Infektionen (Lues, 
Gonorrhö etc.) plus

■■ einem infolge instabiler Anbindung an das  
Hilfesystem steigendem Risiko multiresisten- 
ter Erreger

Diese Entwicklung, die unzureichende Integration, 
Betreuung und Behandlung chronisch mehrfach 
geschädigter Betroffener mit hochkomplexen 
Problemlagen ist ein enormer Risikofaktor für 
die Integration der Betroffenen und auch für die 
Gesundheit der Allgemeinbevölkerung.

Der Bedarf an Unterstützung steigt weiter 
wesentlich auch dank verbesserter Über-
lebenschancen. Und damit insbesondere die 
Sicherung von Wohnraum - zunehmend ein 
vorrangiges Behandlungsziel das nicht nur, 
aber besonders Menschen mit eingeschränkten 
Ressourcen und großem Unterstützungsbedarf 
betrifft.

Diese Betroffenen zu unterstützen, Teilhabe zu 
erreichen und Ausgrenzung zu verhindern schafft 
keiner von uns allein. Das erfordert unsere 
Kooperation im Hilfesystem, also ein Miteinander 
statt Abgrenzung gegeneinander. Und eindeutige 
und nachhaltige politische Unterstützung.

Literatur:

●● Harm-Reduction und niederschwellige 
Drogenhilfe in NRW - über die Anforderung 
an eine qualifizierte stationäre Akutbe- 
handlung Drogenabhängiger;Kuhlmann,Th.;
Hasse,H.E.; Sawalies, D.; SUCHT 1, S.50-56, 
Geesthacht: Neuland-Verlagsgesellschaft 
mbH; 1994

●● Harm reduction - zum Paradigmenwechsel 
in der Drogenarbeit; Kuhlmann, Th.; 
PSYCHIATRISCHE PRAXIS Heft 4, S. 157-160, 
Stuttgart-New York: Georg-Thieme-Verlag

●● Medizinische Grundversorgung  Wohnungs- 
loser und Abhängigkeitskranker - Der 
mobile medizinische Dienst des Kölner 
Gesundheitsamtes; Müller, A.: Vortrag PSK 
Bergisch Gladbach, 13. November 2013

●● Wenn es keine Wohnungen mehr gibt… - 
Einrichtungen der Eingliederungshilfe als 
Vermieter und Mieter; Fachtagung Frankfurt/
Main 8. November 2017

●● Sucht und Wohnungslosigkeit; Rasch, Th.; 
57. Fachtagung d. Deutschen Hauptstelle für 
Suchtgefahren e. V.; Essen 09. – 10. Oktober 
2017

●● Handbuch der Hilfen in Wohnungsnotfällen 
– Entwicklung lokaler Hilfesysteme und 
lebenslangbezogener Hilfeansätze; Specht, 
Th.,Rosenke, W., Jordan, R., Giffhorn, B.; BAG 
Wohnungslosenhilfe e. V. (Hrsg.) 2017 	
Berlin-Düsseldorf

●● Wohnraum verzweifelt gesucht; Kreikebaum, 
U; KstA 11.01.2019, S. 27





Wohnraum, Tagesstruktur, Integration - auch für Drogenabhängige?! 41

Claudia Holzknecht und Uwe Horwat

Arbeitsgruppe 1
Niedrigschwellige Hilfen und Qualifizierte Akutbehandlung

Claudia Holzknecht und Uwe Horwat

Eingangs erfolgte eine kurze Vorstellungsrunde der 
Teilnehmenden sowie der Moderatoren, die ihren 
beruflichen Bezug zum Thema darstellten. 

In der anschließenden Diskussion wurden folgende 
Fragestellungen vertieft:

■■ Wie wird das Thema von den Teilnehmenden in 
ihrer beruflichen Praxis erlebt?

■■ Wo liegen die wesentlichen Probleme? 

■■ Welche Maßnahmen sind hilfreich?

In der Arbeitsgruppe wurde das erhebliche Risiko, 
bei Drogenabhängigkeit die eigene Wohnung zu 
verlieren und in die Obdachlosigkeit abzurutschen, 
betont. 

Insbesondere in den Großstädten und Ballungsge-
bieten kommt dazu, dass es extrem schwierig ist, 
für Menschen, die an einer sucht- oder/und psychi-
schen Erkrankung leiden und obdachlos sind, eine 
neue Wohnung zu finden. 

Die Arbeit mit Drogenabhängigen und insbesondere 
die Motivation zur Annahme weiterführender Hilfen 
sind außerordentlich schwierig, wenn die eigene 
Wohnung fehlt. 

Hinzu kommt die vielerorts unzureichenden Ange-
bote in der Grundversorgung für Suchtkranke ins-
besondere im Bereich der Beratungsstellenarbeit, 
der niedrigschwelligen Hilfen und der Kooperation 
zwischen Suchthilfe und Wohnungslosenhilfe. Hier 
fehlt es häufig an bedarfsgerechter finanzieller und 
personeller Ausstattung der Hilfesysteme. 

In der Arbeitsgruppe wurden aber auch Beispiele 
guter Konzepte und Kooperationen aus einigen Re-
gionen beschrieben.

Abschließend wurde folgendes Fazit gezogen:

Die Grundvoraussetzung für alle weiterführenden 
Hilfen (von der Überlebenshilfe bis zur medizini-
schen Rehabilitation) stellt der eigene Wohnraum 
dar. 

Es werden dringend Präventionskonzepte zur Si-
cherung bestehenden Wohnraums benötigt und 
es muss mehr für den Erhalt und die Beschaffung 
von bezahlbarem Wohnraum getan werden. Hier ist 
auch eine Zusammenarbeit mit der Wohnungswirt-
schaft erforderlich.

Die Kooperation zwischen den Hilfefeldern der 
Sucht- und Wohnungslosenhilfe sind zu intensivie-
ren. Die niedrigschwellige und aufsuchende Hilfe 
kann wesentlich zur Stabilisierung beitragen und ist 
sicherzustellen.

Politik, Verwaltung, Leistungsträger und Leistungs-
erbringer müssen sich für die Belange und Bedarfe 
der Betroffenen einsetzen. Land und Kommunen 
haben gemeinsam für eine bedarfsgerechte Sucht-
hilfeplanung Sorge zu tragen. 
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Arbeitsgruppe 2

Ambulante Beratungs- und Behandlungsstellen und Qualifizierte 
Akutbehandlung

Dr. Antje Niedersteberg und Dominik Neugebauer

Die Arbeitsgruppe 2 beschäftigte sich mit den  
folgenden Aspekten:

■■ Welchen Stellenwert nimmt das Thema 
Wohnraum in den ambulanten Beratungs- 
und Behandlungsstellen sowie bei der Quali-
fizierten Akutbehandlung ein?

■■ Welche (erfolgreichen) Strategien werden vor 
Ort bereits eingesetzt?

■■ Wo stoßen die Fachleute an Grenzen?

■■ Welche Forderungen sollten gestellt werden?

Eine Umfrage unter den Patienten*innen der 
LVR-Klinik Düren (n=37) ergab, dass 15 Perso-
nen schon mindestens einmal im Leben ohne 
festen Wohnsitz waren. Der größte Teil verneinte 
die Frage nach ausreichender Unterstützung um 
Wohnraum zu finden. 7 Personen gaben an, aktu-
ell ohne eine Wohnung zu sein. 

12% der beratenen Klienten*innen der Caritas 
Drogenberatungsstelle Paderborn gaben 2018 
an sich bei Beratungsbeginn in einem prekärem 
Wohnverhältnis zu befinden. Dazu passt die Be-
urteilung der Wohnungsmarktexperten in Pader-
born, die das Segment der Mietwohnungen im un-
teren und öffentlich geförderten Bereich als „sehr 
angespannt“ beurteilten.

Die dargestellten regionalen Ergebnisse (Düren 
und Paderborn) wurden von den Teilnehmenden 
der Arbeitsgruppe auch für die dort repräsentier-
ten Regionen bestätigt.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die 
Thematik „Wohnraum“ einen nicht unerheblichen 
Stellenwert in Kliniken der qualifizierten Akutbe-
handlung als auch in den ambulanten Beratungs- 
und Behandlungsstellen einnimmt.	

Durch die heterogene Zusammensetzung der 
Arbeitsgruppe konnten unterschiedliche „Best-
Practice-Beispiele“ aber auch allgemeine Ideen 
diskutiert werden. 

In vielen Regionen ist das Ambulant Betreute 
Wohnen eine gute Schnittstelle in der Vermitt-
lung zwischen Vermieter*innen und Mieter*innen 
(Klient*innen) um vorhandenen Wohnraum zu er-
halten. Kontrovers besprochen wurde die Frage, 
ob es hilfreich sei das Betreuungsverhältnis bei 
der Wohnungssuche mit dem Vermieter offen zu 
kommunizieren. 

Im Rahmen der ambulanten Beratungsstellen 
scheint das Case-Management, also die intensive 
Begleitung und Schnittstellenarbeit, ein erfolgrei-
ches Unterstützungsinstrument im Kontakt  mit 
Klient*innen zu sein, vor allem in Bezug auf die 
Thematik „Wohnraum“.

In einigen Regionen wurden Anreize für 
Vermieter*innen gesetzt (Sanierungszuschüsse), 
die neue Sozialwohnungen schafften oder erhiel-
ten. 

Grundsätzlich ist die lokale Vernetzung ein weite-
res erfolgversprechendes Modell. In einer Region 
schaffte die Vernetzung mit dem örtlichen Miet-
verein zusätzlichen Wohnraum und ein positives 
Klima im Sozialraum. Die Kontaktanbahnung mit 
„Haus und Grund“ gelang hingegen in nur weni-
gen Kommunen. Ein gutes Argument in diesem 
Zusammenhang war der Hinweis auf die hohen 
Räumungskosten im Vergleich zu einer sozial-
pädagogischen Beratung und Begleitung des/der 
Mieter*in mit dem Ziel das Mietverhältnis zu er-
halten.
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Eine Beratungsstelle nutzte die kirchlichen 
Strukturen vor Ort, um in Gottesdiensten auf die 
Thematik aufmerksam zu machen und potentielle 
Vermieter*innen direkt anzusprechen. 

Als wenig erfolgreich stellte sich hingegen die 
konkrete Nachfrage in Gemeinden zur Nutzung 
von leerstehenden Pfarrhäusern heraus.

Eine Teilnehmerin stellte ein australisches Mo-
dell vor: „Flat-Inspektoren“ als Kontrolleure und 
Koordinatoren bezüglich Wohnungen und bei 
Patienten, die zum Beispiel „messihaft“ Dinge 
sammeln oder im Kontakt schwierig sind. Hier 
steht die Frühintervention im Vordergrund, um 
Wohnprobleme möglichst schnell zu erkennen. 
Es wurde nachgefragt, wo diese Inspektoren ver-
ortet sind und wie die Finanzierung aussieht. Sehr 
kritisch gesehen wurde die Kontrollfunktion, die 
gegensätzlich zum Vorgehen des betreuten Woh-
nens sei, wo auf Vertrauensbasis und auf Freiwil-
ligkeit der Klient*innen gesetzt wird.

Beim Entlassmanagement der Kliniken wird ge-
setzlich gefordert, dass das Entlassmanagement 
möglichst durchgeführt wird. Es kann aber nicht 
umgesetzt werden, wenn der/die Patient*in woh-
nungslos ist.

Ein Teilnehmer berichtet, dass es zunehmend 
mehr junge, mehrfach erkrankte (z. B. psychose-
kranke) Patient*innen gäbe, die nicht wohnfähig 
seien. 

Bemängelt wurden die langen Bearbeitungszei-
ten in einigen Jobcentern. Das führe dazu, dass 
gefundener Wohnraum auf Grund einer fehlen-
den Bewilligung nicht bezogen werden kann.  
Berichtet wird, dass eine negative Schufa-Aus-
kunft in vielen Fällen ein sofortiges „KO-Kriteri-
um“ sei.

Die Teilnehmenden waren sich grundsätzlich da-
rüber einig, dass auf politischer Ebene andere 
Weichen gestellt werden sollten und der Städte-
tag entsprechend eingebunden werden muss. 

Beispielhaft wurde eine (Auf-)Klärungsstelle für 
Vermieter gefordert, die Wohnraum an psychisch 
kranke / suchtkranke Menschen vermieten wollen 
und dabei unsicher bei der Vermietung an diese 
Zielgruppe sind. Diese Stelle könnte die Vermie-
ter einbinden und Ansprechpartner bei auftreten-
den Problemen mit psychisch/suchtkranken Mie-
tern benennen.

Wenn kein Wohnraum zur Verfügung steht, 
bleibt häufig nur die Notschlafstelle. Die Zustän-
de in einigen Notschlafstellen wurden von den 
Teilnehmern*innen als katastrophal beschrieben. 
Hier wurde eine Mindestanforderung an die Aus-
stattung als Forderung benannt.

Die Trägervertreter sollten öffentlich mehr über 
positive Mietverhältnisse oder Verläufe berichten. 
In der Öffentlichkeit wird häufig ausschließlich 
über negative Beispiele berichtet.
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LVR-Klinik Düren

Wohnraum, Tagesstruktur, Integration 

–

auch für Drogenabhängige?!

Arbeitsgruppe 2: Qualifizierte Akutbehandlung

16. Januar 2019 

Dr. med. Antje Niedersteberg

Chefärztin der Abteilung für Abhängigkeitserkrankungen

und Psychotherapie der LVR-Klinik Düren

LVR-Klinik Düren

Informationen zur LVR-Klinik Düren 
• moderne Fachklinik für Psychiatrie, Psychotherapie und Psychosomatik

• umfasst Abteilungen für Allgemeinpsychiatrie, Abhängigkeitserkrankungen, Gerontopsychiatrie,

forensische Psychiatrie und soziale Rehabilitation

• über 1.200 Beschäftigten

• psychiatrische Versorgung eines Bevölkerungsraums von 660.000 Einwohnern

• Qualität, innovative Weiterentwicklung der Leistungen, Ausbildungsbetrieb, Schulen für

Ergotherapie sowie Gesundheits- und Krankenpflege

Abteilung für Abhängigkeitserkrankungen und Psychotherapie:

• Akutaufnahmestation mit 24 Betten

• eine offene Station für „Qualifizierten Alkohol- und Medikamentenentzug mit

Motivationsbehandlung“ mit 16 Betten

• eine geschlossenen Station für „Qualifizierte stationäre Opiatentzugsbehandlung“ (Beikonsum und

Komplettentgiftung) mit 16 Plätzen

• eine fakultativ geschlossenen Station für Patienten mit Alkohol-, Cannabis- , Amphetamin- ,

Medikamenten – und/ oder Opiatabhängigkeit mit zusätzlichen psychischen komorbiden

Erkrankungen wie Depressionen, Ängsten und psychotischen Störungen sowie

Persönlichkeitsstörungen und ADHS mit 21 Plätzen

• Suchtfachambulanz, angegliederte Ambulanz für Methadonsubstitution, ADHS-Ambulanz

Wohnraum, Tagesstruktur, Integration–auch für Drogenabhängige?! 16.01.2019 Folie 2 Fr. Dr. Niedersteberg
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LVR-Klinik Düren

Informationen zur LVR-Klinik Düren 
• moderne Fachklinik für Psychiatrie, Psychotherapie und Psychosomatik

• umfasst Abteilungen für Allgemeinpsychiatrie, Abhängigkeitserkrankungen, Gerontopsychiatrie,

forensische Psychiatrie und soziale Rehabilitation

• über 1.200 Beschäftigten

• psychiatrische Versorgung eines Bevölkerungsraums von 660.000 Einwohnern

• Qualität, innovative Weiterentwicklung der Leistungen, Ausbildungsbetrieb, Schulen für

Ergotherapie sowie Gesundheits- und Krankenpflege

Abteilung für Abhängigkeitserkrankungen und Psychotherapie:

• Akutaufnahmestation mit 24 Betten

• eine offene Station für „Qualifizierten Alkohol- und Medikamentenentzug mit

Motivationsbehandlung“ mit 16 Betten

• eine geschlossenen Station für „Qualifizierte stationäre Opiatentzugsbehandlung“ (Beikonsum und

Komplettentgiftung) mit 16 Plätzen

• eine fakultativ geschlossenen Station für Patienten mit Alkohol-, Cannabis- , Amphetamin- ,

Medikamenten – und/ oder Opiatabhängigkeit mit zusätzlichen psychischen komorbiden

Erkrankungen wie Depressionen, Ängsten und psychotischen Störungen sowie

Persönlichkeitsstörungen und ADHS mit 21 Plätzen

• Suchtfachambulanz, angegliederte Ambulanz für Methadonsubstitution, ADHS-Ambulanz

Wohnraum, Tagesstruktur, Integration–auch für Drogenabhängige?! 16.01.2019 Folie 2 Fr. Dr. Niedersteberg
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LVR-Klinik Düren

Wohnsituation

 Wie wohnen Sie aktuell?

eigene Wohnung: 12

mit Partner/in in eigener Wohnung: 7

Mit Partner/in und Kindern in eigener Wohnung: 2

Im betreuten Wohnen: 3

In einer Wohngemeinschaft: 2

Ich habe keine Wohnung: 7

Sonstiges: Mutter-Kind-Haus (1), bei Familie und Verwandten (2)

 Wie ist Ihre Lebenssituation?

Ich stehe in einem Arbeitsverhältnis: 6

Ich bin arbeitssuchend: 18

Ich beziehe eine Rente: 8

Sonstiges: Hartz IV (3), Antrag auf Rente (2)

Wohnraum, Tagesstruktur, Integration–auch für Drogenabhängige?! 16.01.2019 Folie 6 Fr. Dr. Niedersteberg
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LVR-Klinik Düren

Wie wünschen sich unsere Patienten im Alter zu wohnen

Wohnraum, Tagesstruktur, Integration–auch für Drogenabhängige?! 16.01.2019 Folie 9 Fr. Dr. Niedersteberg

• In eigener Wohnung: 32

• Im betreuten Wohnen: 3

• In einem Altenheim: 0

• In einer entsprechenden Einrichtung, in der ich auch substituiert werden kann: 0

• In einer soziotherapeutischen Einrichtung: 0

• Sonstiges: Mehrgenerationenhaus (2)

Was sollten/können wir für unsere Patienten/Klienten tun? Wie kann konkrete Hilfe 

und Unterstützung aussehen? Was sollten wir vom Gesetzgeber/Gesundheitsminister 

fordern? Reichen die Versorgungsstrukturen und Vernetzung aus?
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2

Hintergrundinformationen

Der Kreis Paderborn:
300.000 Einwohner verteilt auf 7 Städte 
und 3 Gemeinden.

Die Stadt Paderborn:
150.000 Einwohner
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4

NW v. 27.12.2017 „Großer Mangel an günstigem 
Wohnraum in Paderborn“ 

Informationen zur Suchtkrankenhilfe
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 Wie können Ambulante Beratungs- und Behandlungsstellen 
bei der Wohnraumsuche unterstützen? Wo sind die Grenzen?

 Welche regionalen Vernetzungsstrukturen sind notwendig, 
um den Bedarfen zu begegnen?

 Bessere Wohnraumperspektiven in ländlichen Bereichen 
versus medizinischer Versorgung vor Ort (Substitution!)

 Insellösungen versus Teilhabe

Leitfragen aus Sicht einer Beratungsstelle
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Arbeitsgruppe 3

Medizinische Rehabilitation und Qualifizierte Akutbehandlung

          Dr.  Georg Merker und Renate Steinert

Zunächst waren sich alle Anwesenden einig, dass 
das allgemeine Problem der Verengung des Woh-
nungsmarktes für die Gruppe der Drogenabhän-
gigen besonders schwere Auswirkungen hat.

Wohnungslose Suchtkranke werden vom Hilfe-
system insofern ausgegrenzt, als das ambulant 
Betreute Wohnen meist die Aufnahme unter die-
sen Umständen ablehnt.

Stationär Betreutes Wohnen wird häufig aus der 
reinen Not heraus, kein Dach über dem Kopf zu 
haben, angesteuert, mit dem Ergebnis, bei einem 
Abbruch doch wohnungslos zu werden. Die mitfi-
nanzierten, aber eigentlich gar nicht gewünsch-
ten soziotherapeutischen Leistungen sind viel-
fach Geldverschwendung.

Wir postulierten ein „Grundrecht auf Wohnung“, 
jedoch in Spannung zu einer mangelnden oder 
fehlenden „Wohnfähigkeit“, so dass durch fortge-
setztes Fehlverhalten dieses Recht quasi verwirkt 
würde. Wir sahen hier aber vielmehr einen erhöh-
ten Bedarf an Unterstützung, Korrektur und Hilfe 
statt der simplen Ausgrenzung. Die Klient*innen 
werden immer älter. Suchtkranke bringen viel-
fach Komorbiditäten wie PTBS etc. mit, dazu ein 
psychosoziales Lastenpaket. Strukturelle Proble-
me kann das Hilfesystem jedoch nicht auch noch 
auffangen!

Die Verschärfung der Rahmenbedingungen für 
Selbstvermieter in Form von mehr Formalitäten, 
Problemen mit der Heimaufsicht, Brandschutz 
etc. hat immer höhere Hürden für Träger von 
Wohngemeinschaften o. ä. gebaut. Durch die An-
sammlung in bestimmten Vierteln kommt es zu 
einer Ghettoisierung. Hierzu kommt die Ansamm-
lung vor Arztpraxen, der vermehrte Polizeikontakt 
in diesen Vierteln – nicht attraktiv für Vermieter 
und Nachbarn! (Exkurs: Die Ausgabe von Naltre-

xon in der Notunterkunft ist ebenso erforderlich, 
wie an Ergo- und Sozio-Therapeuten*innen, die 
mit dieser Klientel arbeiten).

Bei der Suche nach Lösungen postulierten wir 
zuerst den Bau von Helfernetzwerken, verbes-
serte Koordination und Zusammenarbeit. Von den 
Teilhabesegmenten Wohnung und Tagesstruktur 
hängt alles ab. Beide sollten jedoch besser ein-
zeln als Modul betrachtet werden. Die Ambulan-
tisierung der Hilfen kann hier der richtige Weg 
sein, jedoch nicht für alle!

Wir sahen es als unumgänglich an, dass die Kom-
munen wieder mehr bauen. 

Eher abgewohnter Wohnraum muss gezielt an-
gemietet werden (unsaniert). Gebraucht werden 
dringend Übergangswohnheime Sucht mit Be-
treuung und Weitervermittlung.

Die Krankenkassen müssen mehr in die Pflicht 
genommen werden (Pflege, Ergo-, Soziotherapie).

Hilfeplan muss für Wohnungslose direkt beschie-
den werden, Hilfe kann nicht warten.

Gewünscht wurde: 

■■ Neues Ministerium

■■ 10-Jahres-Aktions-Plan

■■ Anti-Stigma auch für Drogenabhängige!

■■ Weiterbildung für Entscheidungsträger 	
(Praxis)	

■■ Job-Center ins Boot holen (§16i SGB II)

und abschließend:

Realitätsanpassung für alle!
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Thema der heutigen Tagung war die zunehmen-
de Wohnungsnot mit drohender, oft auch realer 
Wohnungslosigkeit und deren Auswirkungen auf 
alle Bereiche des Hilfesystems: Von unmittelbar 
überlebenssichernden Hilfen bis hin zur umfas-
senden Re-Integration mit Wiedereinstieg ins Er-
werbsleben auf dem 1. Arbeitsmarkt, der mittler-
weile auch durch die gravierenden Probleme eine 
Wohnung zu finden massiv erschwert wird.

In den Vorträgen von Frau Rosenke von der BAG 
Wohnungslosenhilfe haben wir von den weitrei-
chenden Auswirkungen auf Bundesebene er-
fahren: Die Unterschiede zwischen Wohnungs- 
und Obdachlosigkeit, die zunehmende Spaltung 
der Gesellschaft, die sich u. a. in mehrjährigen 
Aufenthalten von Familien mit Kindern in Not-
unterkünften auswirkt, andererseits auch die 
vielfältigen Initiativen zur Überwindung der Woh-
nungsprobleme durch z. B. Kontakte mit „Haus & 
Grund“.

Frau Schmidt aus dem Sozialministerium hat ih-
rerseits auf die begrenzten Möglichkeiten der un-
mittelbaren Einwirkung seitens des Ministeriums 
als Folge der weitreichenden kommunalen Selb-
ständigkeit hingewiesen, zugleich sehr anschau-
lich und engagiert eine Vielzahl interessanter Mo-
dellprojekte erläutert einschließlich Darlegung 
der erreichten Zwischenstände und angestrebten 
Ziele.

Darüber hinaus haben Frau Dr. Dörmann vom 
Bundesministerium für Gesundheit und Frau Dr. 
Dybowski, Referentin für Drogen und AIDS im 
Ministerium für Gesundheit, Arbeit und Soziales 
mit ihrer Anwesenheit das hohe Interesse und die 
Bereitschaft der politisch Verantwortlichen zur 
aktiven Diskussion mit dem Hilfesystem unter-
strichen.

In den Workshops wurden die vielfältigen Auswir-
kungen des Wohnungsproblems in allen Bereiche 
des Hilfesystems deutlich, ebenso die vielfältige 

Kreativität und insbesondere die enorme Bedeu-
tung der Bereitschaft aller Akteure miteinander 
ins Gespräch zu kommen, in offenem Austausch 
über die Auswirkungen des Wohnungsproblems 
und die konkrete Verantwortung zu dessen Linde-
rung durch aktive Beteiligung aller zuständigen 
Institutionen, Behörden und politisch Verantwort-
lichen.

Bereitschaft zur Kommunikation, insbesondere 
Bereitschaft zur konkreten Übernahme der Mit-
verantwortung i. S. des Suchens nach Hilfsmög-
lichkeiten statt der Suche nach Abgrenzung und 
Möglichkeiten zur Nichtbeteiligung - dieser As-
pekt hat sich wie ein roter Faden durch die ganze 
Tagung in allen ihren Facetten gezogen.

Die offene, kreative Diskussion und die hohe Prä-
senz und aktive Beteiligung der politisch Verant-
wortlichen, das sind ausgesprochen positive Sig-
nale, die sich in deutlicher Weise unterscheiden 
von vielfältigen Diskussionen, in denen gravieren-
de Probleme beschrieben, beklagt und die Ver-
antwortung der jeweils anderen Seite, insbeson-
dere der politisch Verantwortlichen eingefordert 
wird ohne miteinander ins Gespräch zu kommen.

Der offene Austausch, die Diskussion im gesam-
ten Hilfesystem von der Überlebenshilfe, der qua-
lifizierten Akutbehandlung bis hin zur ausstiegs-
orientierten Hilfe und die hohe Bereitschaft und 
aktive Beteiligung der politisch Verantwortlichen 
- das sind positive Signale, die wir als Ermutigung 
verstehen sollten weiter zu machen, hartnäckig 
auf gravierende Probleme hinzuweisen, eige-
ne Lösungsansätze anzubieten und miteinander 
nach Verbesserung zu ringen und nicht kleinbei-
zugeben. 

Vielen Dank für Ihr Engagement und bis bald!

Fazit

Dr. med. Thomas Kuhlmann
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